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Erster Teil  
Organisatorische Verfassung 

§1 
Zweck und Sitz der Kasse 

(1) 'Die Kirchliche Zusatzversorgungskasse Darmstadt hat den Zwack, den nichtbeamteten 
Arbeitnehmern (in dieser Satzung ..Mitarbeiter" genannt) der an d te Kasse angeschlos­
senen kirchlichen und diakonisctien Arbeitgeber nach Maßgabe dieser Satzung eine 
zusätzliche Alters-, ßerufsunfähigkeils-. Erwerbsmindcrurigs- und Hinterbliebenen-
vf3rsorQung zu gewähren ^Im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung stetit die Kas­
se den Beteiligten (§11) und den Mitarbeitern auch tür ein e freiwillige Versicherung in 
Anlehnung an das Punktemodell offen, ^Sie ist keine im Wettbewerb stehende Einrichtung. 

(2) Die Kasse hat ihren Sitz in Darmstadt. 

§2 
Rechtsverhältnisse der Kasse 

(1) Die Kasse ist eine kirchliche Einrichtung mit eigener Rechtsper sönlictrkeit (Ansta lt des 
öffentlichen Rechts). 

(2) 'Satzungsänderungen werden vom Verwaltungsral besctilossen (§ 3 a Abs. 1 Buchst, g) 
'Sic bedürfen der Zustimmung der Gewährleistungsträger (§ 11 Abs. 2) mit Zweidrittel­
mehrheit. wobei jedem Gewährlcistungsträger je Versichertem eine Stimme zusteht; 
maßgebend für die Anzahl der Versicherten ist der Stand am Ende des vorausgegange­
nen Geschäftsjahres -Satzungsänderungen bedürfen der Genehmigung durch die 
Versicherungsaufsicht (§ 9). '•Sic werden im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (EKD) veröffent licht. ^Künftige Satzungsänderungen gelten, soweit nichts 
anderes bestimmt wird, auch für die bestehenden Beteiiigungs- und Versicherungs-
vertialtnisse sowie für bereits bewilligte Versichcrungsieistungen. 

(3) Werden Bestimmungen der Tarifverträge über die Versorgung der Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst geändert oder ergänzt und hat dies Auswir kungen auf die Satzung, 
so kann die Kasse auf Beschluss des Vorstands die notwendigen Änderungen und Er­
gänzungen der Satzung von dem in den Tarifverträgen vereinbarten Zeitpunkt an auch 
vor Abscfiiuss des Satzungsändorungsverfahrens an'wenden. 



§2a 
Organe 

(1) Die Organe der Kasse sind: 

a) der Verwaltungsrat (§§ 3 bis 3 b), 
b) der Aulsichtsrat (§§ 4 bis 4 b), 
c) der Vorstand (§ 6). 

(2) Die Mitglfeder der Organe und deren Stellvertreter sind (Jen beteiligten Kirchen, der EKD, 
(Jer UEK ijrid der VELKD sowie der Versicherungsaufsicht (8 9) mitzuteilen, 

§3 
Verwaltungsrat 

(1) 'Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden 

a) von den Kirchen, die die Gewährlei stung für die Verbindli chkeiten der Kasse über ­
nommen haben. 

b) von der EKD, der UEK und der VüLKD, 
c) von dem Evangelischen Diakonioverein Ber.'in-Zehlendorf e. V. 

berufen. 

"Es entfallfjn auf 

bis 1000 Pflictitversicherle zwei Mitglieder, 
von 1001 bis 4000 Pflictitversictierte vier Mitglieder, 

über 4000 Pflictitversictiorte sechs Mitglieder. 

•'Jeweils die Hälfte der Mitglieder muss dem Kreis der Versictiertcn angehören, 

(2) 'Bei der Berufung der Mitglieder des Verwaltungsrats ist die Diakome in angemessener 
Zahl zu beteiligen. 'D ie Berufung dieser Mitglieder erfolgt im Einvernehmen mit d em 
jeweils zustandigen Diakonischen Werk beziehungsweise der sonst zuständigen Stelle. 

(3) Für jedes Mitglied ist ein S tellvertreter zu beruten. 

(4) 'Die Berufung erfolgt auf die Dauer von fünf Jahren, ̂ iederberufung ist zulässig. •'•Entfallen 
bei einem Mitglied oder reinem Stellvertreter d'o Voraussetzungen für die Berufung oder 
scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter vorzeitig aus dem Vcrwaltungsrat aus, so ist für 
die restliche Zeit eine Neuberutuno vorzunehmen. 



(5) Der Vcrwaltungsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und einen ersten und einen 
zweiten stellvertretenden Vorsitzenden. 

(G) Der Verwaltungsral ist beschlussfähig, wenn außer dem Vorsitzenden oder dem für ihn 
tötigen Stellvertreter mindestens die Häifte der Mitglieder anwesend ist. 

(7) 'Der Verwaltungsrat entscheidet mit Stimmenmehrhe it. -Bei Stimmengleich heit gut ein 
Antrag als abgelehnt. ''Der Beschluss über die Autlösung der Kasse bedar f einer Drei­
viertelmehrheit der satzungsgomäßen Anzahl der Stimmen. 

(G) Der Verwaliun gsrat bleibt so l.inge in seinem. Amt, bis der neue Verwaltun gsrat seine 
Tätigkeit aulgenornrrien hat. 

§3a 
Aufgaben des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat tiat folgende Autgaben; 

a) Wahl. Abberufung und Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats {§ 4), 
b) Feststellung der Jatiresrechnung (§ 60 Abs. 3 bis 5) auf der Grundlage der vom 

Aütsichtsrat erarbeiteten Empfehlung und Beschlussfassung über die Entlastung des 
Vorstands auf Vorschlag des Aufsichtsrats. 

c) Bestellung eines Prüfers in besonderen Fällen. 
d) Wählt eines Wirtschaftsprüfers für die Prüfung der Jahresrechnung, 
e) Festsetzung des Pflichtbeitragssatzes (§ 62), des Refere nzcntgeltes (§ 34 Abs. 2). 

des Regelboitrages (§ 34 Abs. 4), des Messbotragos (§ 33 Abs. 1). der Alterstal:)elle 
(§ 34 Abs. 3), des Sanierungsgeldes (§ 63 ) sowie Beschlussfassung über die Vor­
schläge des Vorstands zur Ve rwendung der Überschi'jsse urui zu Mafinafimen zur 
Deckung von Fctilbelrägen, 

{) ßesiellung des Verantwortlichen Aktuars. 
g) Beschlussfassung über Satzungsänderungen (§ 2 Abs. 2 Satz 1), 
h) Beschlussfassung über die Auflösung der Krasse (§ 10). 

{,?) Die Beschlüsse des Verwaltungsrats gemäß Absatz 1 Buchst d bis h bedürfen der Ge­
nehmigung der Versicherungsaufsicht (§ 9) 

§3b 
Sitzungen des Verwaltungsrats 

(1) 'Der Veavaltungsrat wird mindestens einmal irrr Jahr durch seinen Vorsitzendon einberufen. 
''Wenn mindestens 15 Verwaltung sratsmitglieder die Einberufung einer Sitzung unter 
schriftlicher Angabe der Beratungsgegenstände beim Vorsitzenden des Verwaltungs-
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rats beantragen, ist zu einer besonderen Sitzung einzuladen, die innerhalb eines Monats 
nach Eingang des Antrages stattfinden muss 

(2) 'Die Einladung zur Sitzung ergeht spätestens zwei Wochen vorher unter Angabe der 
Beraiungsgegenstände. -In Ausnahmefällen kann c'ie Frist aul lünf Tage verkurz! werden. 

(3) Der Vorsitzende leitet die Sitzung. 

(4) 'Die Mitglieder des Vorstands und des Autsichlsrats nehmen den Sitzungen des 
Verwaltungsrats teil. ^De r Vorstand muss auf Verlang en zu dem Gegenstand der Ve r­
handlung gehört werden. -Er ist verpfl ichtet, auf Anfordern Auskuni t zu den Beratungs 
gegenständen zu erteilen 

(5) 'lJt)er die Sitzungen wird eine Niederschrift gefertigt. -'Die Niederschrift ist vom Vorsitzen 
den und zwei Mitgliedern des Vorwaltungsrats zu unterschreiben. 

§4 
Aufsichtsrat 

(1) Der Aufsictitsrat besteht aus neun Mitgliedern, von denen drei dem Kreis cfer Vfr rsichor-
ten und sechs dem Kreis der Beteiligten (§ 11 ). davon mindestens drei dem Kr cs der 
Gewährleistungsträger (§ 11 Abs. 2), angehören. 

(2) 'Die Mitglieder des Aufsichisrats werden vom Venwaltungsrat gewählt. -Die Wahl bedarf 
einer Mehrtieit von zwei Dritteln der anwesenden Ven/i/altungsratsmitglieder: vom dritten 
Wahlgang an genügt die einfache Mehrheit. 'Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden auf 
die Dauer von sechs Jahren gewählt. ''Von ihnen scheiden alle zwei Jahre drei Mitglieder 
aus. davon ein Mitglied aus dem Kreis d er Versicherten, '•Wiederwahl ;st zulässig. 3 
Abs. 8 gilt entsprechend. 

(3) 'Die Wahl der Mitgliooer des Auis'Chtsrats erlolgt auf Vorschlag eines Wah lausschus­
ses. dem angehören 

a) der Vorsitzende des Verwaltungsrats als Vorsitzender. 
b) vier vom Verw altungsrat aus se iner Mitte Gewählte, von denen zwei dem Kreis der 

Versicherten und zwei dem Kreis der Beteiligten (§11), davon mindestens einer dem 
Kreis der Gewährleistungsträger (§ 11 Abs. 2), angehören, 

c) der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein vom Aufsichtsrat bestimmtes anderes 
Aufsichtsratsmitglied. 

-Im F'alle der Verhinderung werden vertreten 

der Vorsitzende des Verwaitungsrals durcli einen seiner Stellvortretor, 
die aus der Mitte dos Verwaltungsrats Gewäfilten durch Stellvertreter. 
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(4) 'Der Aufsichtsrat bestellt aus seiner Mitte den Vorsitzenden sowie einen ersten und einen 
zweiten stellvertretenden Vorsitzenden. ^Der Vorsitzende muss dem Kreis der 
Gewährleistungsträgcr (§ 11 Abs. 2 ) angehören. -Die ücsteliung des Vors itzenden und 
seiner Stellvertreter erfolgt für die D auer ihrer Wahlzeit; vorzeitige Abberufung ist mit ei­
ner Mehrheit von zv;o i Dritteln der satzungsmaßigcn Zahl der Mitglieder des Aufsichts­
rats zulassig. 

(5) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn außer dem Vorsitzenden oder einem seiner 
Steilverireter mindestens vier seiner Mitglieder anwesend sind. 

(6) Der Autsichtsrat entscheidet mit Stimmenmehrheit. ̂ Bei Stimrriengleichheit entscheidet 
die Stimme dos Vorsitzenden. 

(7) Scheidet ein Mitglied des Aufsicblsrats vorzeitig aus seinem Amt aus, so ist für den Hesl 
der Wahlzc?it des Ausgeschiedenen ein neues Mitglied des Aufsichtsrats nach Absatz 2 
und 3 in der nächsten Sitzung des Verwaltungsrats zu wählen. 

§4a 
Aufgaben des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat sorgt für die Umsetzung der Beschlüsse des Verwaltungsrats und über­
wacht die Geschäftsführung des Vorstands. = 'Er berichtet hierüber regelmäßig dem 
Verwaltungsrat. 'Näheres bestimmt die Gescfiäftsordnurig. 

(.?) 'Der Ajfsi chisra! ist zuständig für alle ihm durch diese Satzung zugewiesenen Au fga­
ben. 'Insbesondere obliegen ihm folgende Aufgaben: 

a) Berufung und Aliberulung der Vorstandsmitglieder sowie Abschluss, Änderung und 
Kündigung ihrer Dienstverträge, 

b) Erlass und Änderung einer Geschäftsordnung für den Vorstand uncf Beschlussfassung  
zu den nach der Geschäftsordnung zustimmungsbedürftigen Cjescfiäften, 

c) Feststellung des vom Vorstand aufgestellten Hausfiallsplans (§ 60 Abs 2), 
d) Beauftragung dos Wirtschaftsprijfers (§ 3 a Abs. 1 Buchst d) für die Prüfung der 

Jahresrecfinung. 
e) Erlass der Richtlinien für die Anlage r.les Vermögens und die Durchführung von 

Satzungsvorscfiriflen, 
f) Zustimmung zum Erwerb, zur Veräußerung oder Belastung von Grundstücken 

oder grundstücksgleichen Rechton, 
g) Entgegennahme und Billigung der geprüften Jahresrechnung und deren Weitcrlei-

lung an den Verwaltungsrat, 
h) Vorbereitung eines Vorschlags zur Entlastung des Vorstands für den Verwaltungsrat. 
I) Zus'mmung zu Bau- und Invcs: lionsmalinahmcn ab einer in der Gescfiaftsorrfnung für 

den Vorstand festzuiegeenden I föhe, soweit diese nicht bereits im Haushaltsplan unthaltcn 
sind. 
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)) Zuslimmung zur Aufnahme von Krediten ab einer in der Geschäftsordnung für den 
Vorstand festzulegenden Höhe, soweit diese nicht bereits im Haushaltsplan enthal­
ten sind, 

k) Zustimmung zu sonstigen Verpflichtüngsgeschäften ab einer in der Geschäftsord­
nung für den Vorsta ruf festzui egencJen Höfie, soweit diese nicht bereits im Haus­
haltsplan entfiaiten sind, 

i) Beratung und Beschlussfassung über Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeu ­
tung sowie über Fragen, die ihm vorn Vorstand zur Entscheidung vorqeiegt werden. 

(3) Die Beschlüsse des Aufsichtsrats gemäß Atjsatz 2 Sa tz 2 Buchst, e bedürfen der Ge­
nehmigung der Versichcrungsaufsichi (S 9). 

(4) Vorstandsmitgliedern gegenüber wird die Kasse gerich tlich und außergerichtlich durch 
den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder einen seiner Stellvertreter vertreten 

(5) 'Der Aufsicfitsrat ist berechtigt, zur Vorbereitung seiner Beratung und Beschlussfassung  
über wichtige Angelegenheiten, insbesondere für die Anlage des Vermögens, für die 
Dauer von jewe ils fünf Jahren Ausschüsse zu bilden, in die er auch Nichtmitgliedcr als 
Sachverstandige berufen kann. 'Daneben wirken die Ivlitglieder des Autsichtsrats in An-
iagcausschüssen von Spezialfonds der Kasse mit. 

§4b 
Sitzungen des Autsichtsrats 

(1) "Die Sitzungen des Aufsichtsrats finden nach Bedarf, mindestens jedoch viermal im Jahr 
statt. ^Wenn mindestens drei M itglieder die Einberufung des Aufsicfitsrats beantragen, 
ist zu einer Sitzung einzuladen, die innerhalb eines Mcjnats nach Eingang des Antrags 
stattfinden muss. 

(2) Die Einladungen ergehen spätestens zehn Tage vorher unt er Angabe der Boratungs-
gegenstände. ^'in Ausnahmefällen kann die Frist auf drei Tage verkürzt werden. 

(3) 'Der Vorsitzende leitet die Sitzungen. ''Der Vorsitzencfe des Verwaltungsrats hat das Rocht, 
an den Sitzungen des Aufsichtsrats mit beratender Stimme teilzunehmen: er ist einzula­
den. Der Vorstand nimmt in der Regel an den Sitzungen das Aufsichtsrats teil. 

(4) 'Über die Sitzungen werden Niederschr illen gefertigt. ^Sie sind vom Sitzungsieiter und 
dem Protokollführer zu unterschreiben und vom Aufsichtsrat zu genefimigen. 

(5) In dringenden Fällen kann der Vorsitzende außerhalb einer Sitzung eine Bescliiussfassung 
des Aufsichlsrats iri Textlorm herbeiführen, wenn kein Mitglied dem Verfafiren widerspricht 
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§5 
Beschlüsse des Verwaltungsrats 

und des Aufsichtsrats 

(1) 'An der Beratung im Verwaltungsral oder im Aufs'chtjjrat dürfen Personen, die am Ge­
genstand der Beratung ein persönliches Interesse liaben, nur mil ausdrucklicfier Zu­
stimmung des jeweiligen Organs tcilnefirnen. 'Bei At^stimmungen dürfen diese Perso­
nen nicht anwesend sein -In Zweifelsfällen entscheidet das Organ endgültig. 

(2) 'Beschlüsse des Verwaltungsrats oder des Aufsichtsrats, die das Re cht verletzen oder 
dem Woh' der Kasse zuwider laufen, hat der Vors tancJ mit aufschieben der Wirkung zu 
beanstanden. -IJber (fie Beanstandung ist vorn jeweiligen Organ erneut zu entsclieiden. 
^Dcr Vorstand kann verlangen, dass die Entscheidung in einer neu anzuberaume nden 
Sitzung getroffen wird. 

(3) 'Beschlüsse des Vorstands, die das Recht verletzen oder dem Wohl der Kasse zuwider­
laufen, hat der Vorsitzende des Aufsichtsrats mit aufschiebender Wirkung zu bcanstan-
•rfen. ''IJber die Beanstandung ist vom Vorstand erneut zu entscheiden. 

§6  
Vorstand 

(1) 'Der Vorstand besteht mindestens aus zwei Personen, oie vom Aufsichtsrat berufen 
wcrcien. • VorslancJsmilylieder müssen die notwendige Eignung und Erfahrung nach dem 
Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) haben: ein Vorstandsmitglied soll die Befähigung 
zum Richteramt oder höheren Veavaltungsdienst besitzen. 

(2) 'Der VorslancJ verlritt die Kasse gerichtlich und auliergericfillicfi. 'Jeweils zwei Vorstands­
mitglieder sind gemeinsam vortretungsbercchtigt. ^Durch BrDschluss cJ es Aufs i(;htsrats 
kann jedem Vorstandsmitglied Alleinvertretungsmachl eingeräumt und Befreiung von den 
BeschroriKungen des § 181 BGB erteilt werden. "" Der Vorstand K ann tür bestimmt b c-
zeicfinete Angelegenhe iten des laufenden Geschäftsbetriebs BevolIrT iächtigtc bestel­
len. 

(3) Der Vorstand besorgt nach fvlaßg abe der Satzung die Gescfiafte c Jer Kasse unte r Be-
achiung kaufrnanniscfier Grundsalze und Sorgfalt in eigener Verantwortung nach Maß-
gal^e de; Gesetze, der Satzung, der Beschlüsse des Vorwaitungsmts und des Aufsicfits-
rats. 

(4) 'Der Vorstand stellt den Haushaltsplan und die Jatiresrechnung auf. erstellt den Geschäfts­
bericht und schLägt den Pflichtbeitragssatz (§ 62). das Relerenzentgelt (§ 34 Abs. 2), den 
Regeibeitrag (§34 Abs. 4), den Messbetrag (§ 33 Abs. 1). die Aitcrstabclie (§ 34 Abs. 3),  
das Sanierungsgeld (§ 63), die Verwendung der Uberschüsse und Maßnafirnen zur Deckung 
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von Fehlbeträgen vor. -Stimmt der Verwaitungsrat einem dieser Vorsohiäge nictit zu, hat (Jor 
Vorstand einen neuen Vorschlag zu unterbreiten. -Der Vorstand veranlasst alljahrlicti r^ie 
crforderlic.nen Prüfungen der Kasse. 

(5) Die weiteren Aufgaben dos Vorstands, dio Aufgabenvorteilung innerhalb des Vorstands 
sowie dio zu beachtenden Genefirnigungsvcjrbehalte werden im Rahmen einer Geschäfts­
ordnung geregelt, die vom Aulsicfitsrat erlassen wircf. 

(6) 'Der Vorstand ist neben der Führung der Geschalte auch für dio Einstellung und Entlas­
sung von Mitarbeiterinnen unrf Mitarbeitern zuständig. 'Der Vorstand ist zugleich Dierist-
vorgesetztor sämtlicher angestellter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kasse. 

(7) ''Der Vorstand ist verpflicfitet, den Verwaltungsrat in seinen Sitzungen über die wirtschaft­
liche Lage der Kasse zu informieren. "Der Aufsichtsrat ist regeimiäßig und auf Verlangen 
jederzeit zu informieren. •'Der Aufsichtsrat ist insbesondere auch regelmäßig über 
Beschwerdcentscheidungen (§ 79) und rechtshängige Klagevorta hren {§ 80) zu infor­
mieren. 

§7 
Aufgaben des Verantwortlichen Aktuars 

(1) 'Der Verantwoniiche Aktuar hat järirlich die Finanzlage cJer Kasse daraufhin zi; uberprfi-
fon, ob die dauernde Erfüllbarkeit der eingegangenen Verpflichtunge n der Kasse ge­
währleistet ist. und hierüber dem Vorstand und dem Verwaitungsrat zu berichten ^Er hat 
unter der Bilanz zu bestätigen, dass die Deckungsrücksteliungen für die Pflicht­
versicherung und die freiwillige Versicherung dem versicherungstochnischon Geschätts-
plan der Kasse enisprechen. 

(2) Sobald er t)ei der Erfüllung der ihm obliegenden Aufgaben erkennt, dass die Voraussei-
Zungen für die Bestätigung nacfi Absatz 1 nicht oder nur eingeschränkt vorliegen, hat er 
den Vorstand und, wenn dieser cier Beanstandung nicht unverzüglich abhilft, den Auf-
sichtsral zu unterrichten, der diese Information dem Verwaitungsrat weiterzuleiten ha!. 

(3) Lr hat die ijberschüsse auf der Grundlage einer vcrsicherungsle chnischen Bilanz, die 
auf anerkannten versich erungsrnathernalischen Grundsätzen tieruht, zu ermitteln und 
cJem Vorsiand Vorschläge für die Ve rwendung von Überschüssen vorzulegen. 

(4) Der Vorstand ist verpflichtet, dem Verantwortlichen Aktuar sämtliche Informalionon zugäng­
lich zu machen, die zur ordnungsgemäßen Erledigung seiner Aufgaben gemäfi Absatz 1 tiis 
3 erforderlich sind 
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§8 
Schiedsgericht 

(1) 'Der Aufsichlsrat bestellt im Finvernohmen mit dem Verwaltungsrat auf die Dauer von fünl 
Jahren ein Schiedsgericht, das aus dem Vorsitzenden und zwer Beisitzern besteht. '^Für 
jedes Mitglied ist ein erster und ein zweiter Stellverlreter zu besteilen. 

(P) Der Vorsitzende und seine Vertreter müssen die Befähigung zum R-chteramt oder zunt 
höheren Verwaltungsdienst besitzen -Ein Beisitzer muss dem Kreis der Arbeitgeber, oer 
andere dem Kreis der Versicherten angehören: die Beisitzer müssen in einem öffentiich-
rechtlichen Dienstverhältnis zu einem Beteiligten (§11) oder Gewährieistungsträger 
(§ 11 Abs. 2) stehen oder PIlichtversicherte bei der Kasse sein. ''Der Eintritt in den Ruhe­
stand oder der Eintritt des Vcrsicherungsfalles beendet die Mitgliedschaft im Schiedsge­
richt während der laufenden Amtsperiode nicht. 

(3) Das Schiedsgericht führt seine Geschäf te nach einer vom Vorsitze nden im Einvernefi-
men mit dorn Aufsichtsrat aufgestellten Verfahrensordnung. 

(4) Das Schiedsgericht bleibt im Amt, bis ein neues Schiedsgericht bestellt ist. 

§8a 
Rechtsstellung der Mitglieder der 
Organe und des Schiedsgerichts 

(1) -Mitgiied dos Verwaitungsrats, des Aufsichtsrats und dos Schiedsgerichts kann nur ein 
Gorr'eindegiied der t)eteiligten Kirchen sein, das für das Amt eines Kirchenvor stehers 
(Presbyters) befähigt ist. 'Mitglied des Vorstands kann nur sein, wer einer Giiedkircne der 
EKD oder einer Kirche angehört, mil der die EKD in Kirchengemeinschaft verbunden ist. 

(2j Die gleichzeitige Mitgliedschaft in mehr als einem, der in § 2 a Abs. 1 aufgeführten Orga­
ne sowie in einem Organ und dem Schiedsgericfit ist nicfit zuläs sig. 

(3) 'Die Mitglieder des Verwaitungsrats. des Auisichlsrats. der Ausschüsse und des Schieds­
gerichts erhalten für die Teilnahme an einer Sitzung Ersatz ihrer Reisekosten und anstelle 
dos Tagesgeldes ein Sitzungsgeid, dessen Höhe cier Aufsichtsrai im Einvernefirnen mit 
dem Vorsitzenden des Verwaitungsrats bestimmt. ^Etwaiger Verdiensiausfall wird erstat­
tet. 'Ihnen dürfen keine Darlehen gewafirt werden. -'Bei Sitzungen des Ver//allungsrats 
und des Autsichtsrats erhalten deren Mitglieder je Silzungstag mindestens ein volles Tagegeld. 
^Wird ein Mitglied des Aufsichtsrats mit Aufgaben betraut, die es in außergewöhnlicherweise 
beanspruchen, so kann eine angemessene Lnischädigung gewährt werden. 
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§8b 
Mitarbeiter der Kasse 

'Das Arbeitsverhältnis der Mitarbeiter wird durch Dienstvertrag geregelt. "Auf das Arbeits­
verhältnis finden die für die kirchlichen Mitarbeiter im Boreich der Evanget'schen Kirc:he in 
f tessen und Nassau geltenden Bestimmungen in der jeweils gültigen Fassung entsprechen­
de Anwendung. 

§9 
Versicherungsaufsicht 

Die Versictierungsaufsicht über die Kasse führt das zuständige Ministerium des Landes 
Hessen. 

§10 
Auflösung der Kasse 

(1) Die Auflösung der Kasse bedarf der Besctilussfassung durcfi den Verwaitungsrat (§ 3 a 
Abs. 1 Buchst, h) sowie der Genehmigu ng der Versicherungsaufsicht (§ 9) und sämt­
licher Gewährloistungsträger. 

(2) 'Im Falle der Auflösung er ioscficn alle Versicherungen. ''Neue Versicheru ngen dürfen 
nicht merir begründet oder übernommen werde n. 

(3) 'Nach der Auflosung findet die Abwicklung statt ''Zunächst sind alle Verbindlichkeile n 
gegenüber Dritten (Nichtversichcrten) zu erfüllen, 'im Übrigen sind zunächst die Ansprü­
che der Rentenempfänger auf Leistungen, soweit sie auf freiw illigen Beitragsleistungen 
oder bis zum 31. Dezember 1977 entrichteten Beiträ gen beruhen, sicherzustellen und 
dann die Anwartschaften der bei der Kasse versicherten Personen auf diese Leistungen 
abzufinden. -"Aus dem restlichen Kassenvermögen sind die Ansprüche der Rentenemp­
fänger hinsichtlich anderer als der in Satz 3 angeführten Leistungsteile afjzufiriden 

§10a 
Übergangsregelung 

••Die Mitglieder des bisherigen Verwaitungsrats übernehmen die Funktion von Mitgliedern 
des Verwaitungsrats dieser Satzung. ''Die ehrenamtlichen Mitglieder des bisherigen Vor­
stands übernehmen die Funktion von Aufsichtsräten dieser Satzung; der Vorsitzende des 
bisherigen Vorstands übernimmt die Funktion des Vorsitzenden des Aufsichtsrals dieser 
Satzung. -Die hauptamtlichen Mitglieder des bisherigen Vorstands übernehmen die Funkti­
on von Mitgliedern des Vorstands dieser Satzung. •'Die Wahl- und Berufungszeit der lewoiligen 
Mitglieder der bisherigen Organe wird von der 2. Änderung der Neufassung der Satzung 
nicht berüfirl. 
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Zweiter Teil  
Versicherungsverhältnisse 

Abschnitt I 
Das Betelllgungsverhältnis 

§11 
Voraussetzungen der Beteiligung 

(1) Beteiligte können aufgrund einer mit der Kasse abgeschlossenen Beteiiigungs-
vereinbarurig folgende Arbeitgeber sein: 

a) Kirchen relormatorischen Bekenntnisses und Zusammenschlüsse solcher Kircfien 
mit ihren sämtlichen Rechtsträgern, 

b) diakonische Werke, die ihnen angeschlossenen Anstalten und Linrichtungen sowie 
sonstige selbständige diakonische Einrichtungen und Anstalten, 

c) sonstige kirchliche Arbeitgeber. 

(2) 'Beteiligungsvereinbarungen setzen die IJbernahmo der Gewährleistung durch eine Kir­
che voraus, die als Körperschaft des öffentlichen Rechts Kirchen steuerhoheit besitzt 
(Gewährieistungsträger). ^Dies gilt nicht für Vereinbarungen nach § 12. 

(3) Die Kasse kann Beteiligungen an weitere Bedingungen und Auflagen knüpfen, 

§12 
Fortsetzung von Beteiligungen 

(1) Die Kasse kann mit einem Beteiligten, bei dem die Beteiiigungsvoraussetzungen entfal­
len, die Fortsetzung der Beteiligung vereinbaren 

(2) In dieser Vereinbarung kann vorgesehen v./erdcn, dass nur die in dem in cfe r Vere inba­
rung festgelegten Zeitpunkt vorhandenen pfiichtversicherien Mitarbeiter weiterhin zu ver-
sk^hern sind. 

(3) "Die Fortsetzung der Beteiligung kann auf die freiwillige Versicherung beschränkt wer­
den. ''Die PfiK^hfversicherungen der Mitarbeiter werden in diesem Fall ziim Sticfitag der 
Fortsetzung beitragsfrei gestellt. ••'§15 gilt entsprecfiend mil der Mafigabe, dass an die 
Stelle des Ausscheidens die Beendigung der Pflicfifversicfierungen tritt. 

(4) 'Eine besondere Vereinbarung kann die Kasse auch mit einem Arbeitgeber abschließen, der 
die Voraussetzungen des § 11 nicht erfüllt und der bisher weder bei der Kasse Beteiligter 
noch bei einer Zusatzvcrsorgungseinrichlung, zu der Versicfierungen übergeleitet werden, 
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Mitglied ist, wenn der Arbeitgeber von einem Beteiligten Aufgaben und bisher pflichtversicherte 
Mitarbeiter übernommen hat. '-Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

(ü) Die Vorscfiriflen der Satzung über die Beteiligung gelten entsprecfiond, stjwcit nicht die 
Besonderfieilen der Vereinbarung einer entsprecfienden Anwendung entgegenstehen. 

§12a 
Gewährleistung 

(1) 'Die Gewährleistungsträger haften gesamtschu ldnehscM für die Erfüllung der Verbin d­
lichkeiten der Kasse ^Dies gilt nicht für die Verbindlichkeiten aus Vereinbarungen nach 
§ 12. 

(.2) Für die Erfüllu.ng der Verbindlic.hkeiten der Kasse ist jeder Gewährleistungsträger im Ver­
hältnis zu den übrigen Gewährleistungsträgern zu dem Anteil verpflichtet, der dem Ver­
hältnis der monallicfien Renfenlast für die Le'stungsempfänger seines Personenkreises 
zur gesamten monatlichen Ren tenlasf der Kasse zu Beginn dos Geschäftsjahres ent­
spricht; dabei bleiben Abfindurrgeri unberücksichtigt. 

§13 
Inhalt der Beteiligung 

(1) 'Das Beteiligungsvcrhältnis ist ein privatrocfitliches Versichorungsverhältnis zwischen dem 
Arl:)eitgcbcjr und der Kasse. ^ Sein Inhalt wira durch die Vorschr illen dieser Salzung be­
stimmt. --Die Beteiligung umfasst Pflichtversicherung und freiwillige Versicherung; in Aus­
nahmefällen kann die Beteiligung auf die freiwillige Versicherung beschränkt werden. 

(2) 'Der Beteiligte ist verpflichtet, der Kasse unentgeltlich über alle Umstände und Verhält­
nisse Auskunft zu erteilen, die fü r den Vollzug der Vorschriften dieser Satzung von Be­
deutung sind. -Er ist insbesondere verpflichtet. 

a) unverzüglich seine sämtlichen der Versicherungspflich t unterliegenden Mitarbe iter 
bei der Kasse anzumelden und bei Wegfall der Versic:herungspflic.ht abzumelden, 

b) der Kasse mitzuteilen, ob der Beitrag zur Pflichtversicfiorung und die im Rahmen der 
Cntgeltumwandlung gezahlten Beiträge aus pauschal versteuertem, individuell ver­
steuertem oder unversteuertem Einkommen stammen, 

c) seinen Mitarbeitern nach Ablauf jedes Kalenderjahres sowie beim Ende der Pflichf-
versicfiorung einen Versicherungsnachweis der Kasse (§ 51 Abs. 1) auszuhändigen, 

d) seinen Mitarbeitern die von der Kasse zur Verfügung gestellten Druckschriften aus­
zuhändigen und gegebenenfalls zu erläutern, 

e) der Kasse jederzeit Auskunft über bestehende und frühere Arbeitsverhältnisse zu ertei­
len und ihr eine ürtliche Prüfung der Voraussetzungen für die Versicherungspflicht sowie 
der Entrichtung der Beitrage und Sanierungsgeider zu gestatten, 
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i) bei Meldungen im elektronischen Datenaustausch die von der Kasse erlassenen Melde-
vorscnriftcn anzuwenden bzw. im Schriftverkehr mit der Kasse die von ihr herausgege­
benen Formblätter zu benutzen, 

g) die Kasse über die Beendigung der Beschäftigung von Mitarbeitern, die nicht der Vorsi-
cherungspfiictit unterliegen und für die eine freiwillige Versicherung bei der Kasse be­
steht, zu informieren. 

(3) 'Der ßeleiiigtri ist verpfiichtel, die für die Pflichtversicherung geschuldeten Beiträge so­
wie Sanierungsgeldcr fristgemäß zu entrichten. -'Während der Beschäftigung werden die 
Beiträge zu r frewilligen Versictierung (S 67) vom Bcjleiiigten an (Ji e Kasse abgeführt. 
Zahlungen sind mit den von der Kasse vorgegebenen Buc hungsschiüsseln zu verse-
h6?n. 

(4) 'Nach Ablauf jedes Kalenderjahres tiai der Beteiligte (fer Kasse eine Ja'nresmeidung für 
die einzelnen Pflicht versicherten für (di e Beitrags- und Sanierungsgoidabrcchnung zu 
übersenden. '-Die Jahresmeidung ist nach Versicherungsabschnitten zu gliedern, die die 
Berechnung der Anwartschaften ermöglichen 

(5) 'Die Meldungen zur Abrechnung der Beiträge und Sanierungsgelder müssen der Kasse 
spätestens bis zum 28. Februar des Folgejatires zugehen -Die Kasse kann diese Frist irn 
Linzelfall verlängern. -^Für jeden Tag, um den die Frist überschritten wird, kann die Kasse 
einen Botrag von 25 Euro - insgesamt maximal 2 000 Euro - von dem Beteiligten fordern.*Der 
pauschale Schadenersatz nach Satz 3 ist zu reduzieren, wenn der Beteiligte nachweist, dass  
cfer konkrete Schaden der Kasse geringer ist. ^Sofern (fer konkrete Sctiaden höher ist als 
der pauschale Schadenersatz noch Satz 3, bleibt es der Kasse unbenommen, ihren darüber 
hinausgehenden Schaden aufgrund der verspäteten Meldung geltend zu mactien. 

§14 
Beendigung der Beteiligung 

(1) Die Beteiligung endet, 

a) wenn der Beteiligte aufgelöst oder in eine andere juristische Person übergeführt wird. 
b) durch Kündigung. 

(2) 'Die Kündigung durch die Kasse ist zulässig, wenn die in oder aufgrund des § 11 für die 
Begründung der Beteiligung aufgestciitcn Voraussetzungen aus anderen als den in Ab­
satz 1 Buchst, a niedergeiegten Gründen ganz oder teilweise weggefallen sincJ. ''Darunter 
fällt auch, wenn ein im Abrechnungsverband P(§ 55 Abs 1 Satz 1 Buchst, a) Beteiligter 
keine versicherungspflichtigen Mitarbeiter mehr beschäftigt. "Die Kündigung ist mit einer 
Frist von sechs Monaten zum Schluss eines Kalenderjahres auszusprectien. -Die Sätze 
1 bis 3 gelten entsprechend, wenn eine in einer besonderen Vereinba rung nach § 12 
festgelegte Voraussetzung entfallen ist 
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(3) Die Kündigung durch den Beteiligten ist zum Schluss eines Kalenderjahres mit 
sechsmonatiger Frist zulässig 

(•1) Die Kündigung ist schriftlich auszusprechen und förmlich zuzustellen (§81). 

§15 
Ausgleichsbetrag 

(1) 'Der ausscheidende Beteiligte hat an die Kasse einen Ausgleichsbctrag in Höhe d es 
anfeiligen Fehlbetrages für den Abrechnungsverband S (§ 55 Abs. 1 Satz 1 Buchst, c) 
zu entrichten. ^Die erforderli chen versicherungsmathema tischen Berechnungen erfol­
gen auf Kosten des ausscheidenden Beteiligten. 

{2) ^Dor Ausgleicfisbeirag ist innerhalb eines Monats nach Zugang der Eritsctieidung zu 
zahlen. ^Die Kasse kann die Bezahlung unter Berechnung von Zinsen stunden. 

Abschnitt II 
Voraussetzungen und Inhalt der Versicherungsverhältnisse 

§16 
Arten der Versicherungsverhältnisse 

(1) Vorsicherungsvorhältnisse sind 

a) die Pflichtversicherung (§§ 17 bis 22), 
b) die freiwillige Versicherung {§§ 23 bis 26). 

(2) 'Versicherungsnehmer der Pflichtversicherung ist der Beteiligte. 'Versichcrungsneh-mer/ 
in der freiwilligen Versicherung und der beitragsfreien Versictierung kann die/der Versi­
cherte oder der Beteiligte sein. -Bezugsberechtigte der Pfiichtversicfierung und der 
beitragsfroieri Pfiichtversicfierung sind die/der Versicherte und deren/dessen Hinterblie­
bene. ''Bezugsberechtigte der freiwilligen Versicherung und der beitragsfreien freiwilligen 
Versicherung sind die/der Versicherte und, soweit mitversichert, auch deren/dessen Hin­
terbliebene. 
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1. Die Pflichtversicherung 

§17 
Begründung der Pflichtversicherung 

'Die Pflichtversicherung entsteht, falls die Voraussetzungen der Versicherungspflichl (§§ 18 
und 19) gegeben sind, mitdem Eingang der Anmeldung.'Sie beginnt zu dem Zeitpunkt, in 
dem nach den Angaben in der Anmeldung die Voraussetzungen für die Versicherungspflicht 
eingetreten sind. 

§18 
Versicherungspflicht 

(1) 'Der Versicherungspflicht unterliegen, vorbetraltlich des § 19, vorn Beginn des Beschäf-
tigungsverhältnisses an die IVlitarbeiter, 

a) d.c das 17. Lcoc nsjahr vollendet haben und 
b) die vom Beginn dos Beschaftigungsverhaltnisses an bis zur Vollendung des 65. Le­

bensjahres die Warlezeit {§ 32) erfüllen können, wobei frühere Versicherungszeiten, 
die auf die Wartezeit angerechnet werden, zu berücksichtigen sind. 

•"•Mitarbeiter im Sinne der Satzung sind Arbcitnehrnerinnen. Arbeitnehmer und Auszut)il-
dende (§ 22). -^ Der Versicherungspflicht unterliegen - vorbehaltlich des § 19 - auch 
vertretungsberechtigte Organmitglieder eines Beteilig ten, für die die Teilnahme an der 
Zusatzversorgung durch Dienstvertrag vereinbart ist. 'Für Mitarbeiter, die nach § 19 nicht 
der Versicherungspflicht unterliegen, kann die Pflichtversicherung im Arbeitsvertrag aus­
drücklich vereinbart werden, es sei denn, die Beteiligung des Arbeitgebers ist auf die 
Durchführung der freiwilligen Versicherung bcsctirankt. 

(2) 'Wechselt eine/ein Pf'icfitversicherte/r von einem Beteiligten zu einem anderen Arbeitge­
ber, der weder Beteiligter der Kasse noch einer Zusatzversorgungseinrichtung ist, zu der 
Versicherungen übergoleitef werden, an dem aber der Beteiligte unmit telbar oder über 
ein verbundenes Unternehmen beteiligt ist, kann die Rlichtversicherung aufrechterhal­
ten werden, wenn die Pflicht zur Versicfierung mit Zustimmung der Kasse, die mit Aufla­
gen versehen werden kann, arbcifsvcrtraglich vereinbart wird. -Irn Verhältnis zur Kasse 
gilt der Beteiligte weiterhin als Arttieitgeber des Pflichtversicherten. 

(3) Diakonissen können aufgrund einer Sondervereinbarung vorsichert worden. 
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§19 
Ausnahmen von der Versicherungspflicht 

(1) Versicherungsfrot sind Mitarbeiter, die 

a) bis zum Beginn der Beteiligung/MitgliedschafT ihres Arbeitgebers bei der Kasse oder 
einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung im Sinne von § 27 Abs. 1 nach einem 
Tarifvertrag, einer Ruhelohnordnung oder einer entsprechenden Bestimmung für ceri 
Fall der Dienstunfähigkeit oder des Errcichens einer Altersgrenze eine Anwartschaft 
oder einen Anspruch auf eine vorn Arbeitgeber zu gewährende lebenslängliche Ver­
sorgung und Hinterbliebünenversorgung auf der Grundlage des nacfi der Regelung 
ruhegcidfähigen Arbeitsentgelts und der Dauer der Dienstjahre, Betriebszugohöngkoit 
ocfcr (fergleichen haben. 

b) eine Anwarlschaft oder einen Anspruch auf lebenslängliche Versorgung nach beamten-
oder soldatenrechtlichen Vorschriften oder Grundsal/en oder entsprecfiendcn kirchen-
rechtl.'chen Regelungen mindestens in Höhe der bearntenrechtlichcn 
Mindestversorgungsbezüge haben und denen Hintcrblicbcncnvcrsorgung gewähr­
leistet ist, 

c) für das bei dem Beteiligten bestehende Arbeitsverhältnis aufgrund gesetzlicher, tarifli­
cher oder vertraglicher Vorschrift einer anderen Zusatzversorgungseinrichlung 
(Vcrsorgungsanstalt der deutschen Bühnen, Versorgungsanstalt der deutschen Kultur­
orchester, Bahnversicherungsans-alt Abteilung B oder einer gleichartigen 
Versorgungseinrichtung) angehören müssen, 

d) bei der Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen oder der Versorgungsanstalt der 
deutschen Kullurorchester freiwillig wciterversichert sind, und zwar auch dann, wenn 
diese freiwillige Weitcrvorsicherung später als drei Monate nacti Aufnahme dos Ar-
beitsverfiältnisses bei dem Beteiligten cior KaSsSe endet, 

e) Rente wegen Alters nach §§ 36 bis 40 t)zw, §§ 236 bis 238 SGB VI als Vollrentc erhalten 
oder erhalten haben oder bei denen der Versicherungsfall de)r Belnebsrentc wogen 
Alters nach § 43 Satz 2 i. V, m, § 31 oder einer entsprechenden Vorschrift der Satzung 
einer Zusatzversorgungseinrichtung im Sinne von § 27 Abs. 1 eingetreten ist, 

f) Anspruch auf Übergangsversorgung nach Nr, 6 der Sonderregelungen 2 n odei Nr, 4  
der Sonderregelungen 2 x zum Bundes-Angeslelllentarifvertrag besitzen. 

g) mit Rücksicht auf ihre Zugehörigkeit zu einem ausländischen System der sozialen Si-
cfierung nicfit der Pflichtversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung unterlie­
gen uncJ sicfi dort auch nicht freiwillig versichert haben, 

h) ihre Rentenarivi/artschaften aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder emem sons­
tigen Aitcrssicherungssystem auf ein Versorgungssystem der Europäischen Ge.mein-
schafton oder ein Versorgungssystem einer europäischen Einrichtung (z. B, Europäi­
sches Patentamt, Europäisches Hochschulinstitut, EufOControl)übeflragen haben, 

i) im Sinne des § 8 Abs, 1 Nr, 2 SGB IV geringfügig bescfiäftigt sind, 
;) aufgrund einer Mitgliedschaft txoi einer berufsständischen VorsorgungsGinriclitüng von 

der Versichcrungspfiir^fit auf ihrr^n Antrag hin befreit worden sind. 
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k) nicht unter den Personenkreis des § 1 der Tarifverträge über die zusätzliche Aitersvor-
sorgc der Besctiäftigton dos öffentlichen Dienstes (ATV/ATV-K) fallen oder fallen wür­
den, wenn der Beteiligte einen dieser Tarifverträge anwenden v./ürde, 

1) tür die Dauer ihrer freiwilligen Mitgliedschaft beim Versorgungswerk der Presse auf ihren 
schriftlichen Antrag von der Pflicht zur Versicherung befreit worden sind; wircJ der Antrag 
spätestens zv^'ölf Monate nach Beginn der Pflicht zur Versic herung gestellt, gilt die 
Pflichtversicherung als nicht entstanden: 

m) in einem befristeten Arbeitsverhältnis mit einer wissenschaftlichen Tätigkeit an Hoch­
schulen oder Forschungseinrichtung en eingestellt werden, bishe r nicht in der Zu­
satzversorgung pflichtversichert waren und auf ihren Antrag vom Beteiligten von der 
Pflicht zur Versicherung befreit worden sind, weil sie wegen der Dauer der Befristung 
die Wartezeit nach § 32 Abs. 1 nicht erfüllen können oder 

n) bei einem Arbeitgeber beschäftigt sind, dessen Beteiligung sich nur auf die Durch-
füfirung der freiwilligen Versicherung beschrankt. 

(2) Wird in den Fällen von Absatz 1 Buchst, m das Arbeilsverhällnis verlängert oder fortge­
setzt, beginnt die Pflichtversicfierung mit dem Ersten des Monats, in dem die Verlänge­
rung oder Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses iiber fünf Jahre tiinaus vereinbart wurde; 
eine rückwirkende Pflk^fitverslctierung von Beginn des Arbeitsverhältnisses an ist ausge­
schlossen. 

(3) Absatz 1 Buchst, a und b gilt nicht für den Mitarbeite r, der nur Anspruch auf Witwen-. 
Witwer- oder Waisengeld oder einen entsprechencfen Unterhaltungsbeitrag hat. 

§20 
Ende der Versicherungspflicht 

(1) Die Versicherungspflicht endet mit der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses oder 
in dem Zeitpunkt, in dem ihre Voraussetzungen entfallen. 

(2) 'Die Abmeldung von der Pflichtversicherung (§ 13 Ab s. 2 Satz 2 Buchst, a) kann unter­
bleiben, wenn das Arbeitsverhältnis unter den in § 66 Abs. 3 Satz ? genannten Voraus­
setzungen beendet worden ist. ^D ie Abmeldung ist auf den Zeitpunk t der Beendigung 
des Arbeitsvcrhäifnisses nacfizuhoien, falls der Pflichtversicherte von seinem Anspruch 
auf Wiedereinsteliung keinen Gebrauch macht. 

§21 
Beitragsfreie Pflichtversicherung 

(1) 'Die Pflichtversicherung bleibt als beilragsfreie Pflichtversicherung bestehen, wenn die 
Voraussetzungen für die Versicherungspflicht entfallen sind. ^Dies gilt auch 

a) bei Beendigung der Beteiligung dos Arbeitgebers oder 
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h) vvonn rler Anspruch aut I3etr:ebsren?e in den Fällen des § 40 Abs 1 Buchst. b erlischt. 

(2) 'Die bOitragsfreic Pflictitversic'herung encict bei Eintritt des Versic^herungs'alles, Überleitung 
der Pflichtversicherung auf eine anciereZusatzversorgungseinrichtung. Tod. Erlöschen der 
Anwartschaft oder bei Beginn einer erneuten Pfiichtversicfierung. 'Sie endet ferner, wem i die.' 
der Versicherte, die/der die Wartei^eil nicht erfüllt hat. das 67 Lebensjahr vollendet. 

§22 
Ausbildungsverhältnisse 

'Auszubildende irn Sinne der Satzung sine 

a) AuszuL^ildende, die unter den Manteltarifvertrag ^ür Auszubildende vom 6. Dezem ­
ber 1974 bz w. unter den Manteltarifvertrag für Auszubil dende {Mantel-TV Azubs-0) 
vorn 5. März 1991 

b) Scfiülerinnen/Schüler, die unter den Geltungsbereicfi des Tarifvertrages zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der Schülerinnen/Schüler, die nach Maßgabe dos Krankonpfiege-
gesetzos oder des Hebarnmengesetzes ausgebildel werden, vom 28. Fefjruar 1986 
bzv.'. des Tarifvertrages zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Schülerinnen.'Schüier, 
die nach Ma(3gabe cJes Krankenpflegegesetzes oder des Hebammengesetzes ausge­
bildet werden (Mantel-TV Schü-0) vom 5. März 1991, 

in der jeweils geltenden Fassung cxler vorgle.-cnbare kirchliche Arbeitsrec^fitsregelungen 
fallen oder die unter einen dieser Tarifverträge oder eine dieser kirchlichen Arbeitsrcchts-
regelungen fielen, wenn cer Beteiligte diese Tarifverträge oder kirchlichen Arbeitsrechts-
regelungen anwenden würde. ^Als Mitarbeiter im Sinne der Satzung gelten auch Auszu­
bildende. Scnüler./innen und Praktikanten/Praktikantinnen, mit denen der Arbeitgeber die 
Pflichtversicherung vertraglicfi vereinbart. 

2. Die freiwillige Versicherung 

§23 
Begründung der freiwilligen Versicherung 

(1) ^Auf Antrag kann von Mitarbeitern oder für sie durch den Beteiligten eine freiwillige Versiche­
rung begründet werden. ̂ Der Antrag bedarf der Annahmeerklärung durch die Kasse. 

(2) Die freiwillige Versicherung beginn* früfiestens mit dem Erst en des Monats, in dem der 
Antrag bei der Kasse eingegangen ist. 

(3) 'Die Mitversicherung von Hintcrbiiebonenicistungen und/oder Leistungen bei Erwerbsmin­
derung kann bei Begründung der freiwilligen Versicherung oder zu einem späteren Zeitpunkt 
ausgeschlossen werden. 'Ausgeschlossene l.eisturigen können wieder eingeschlossen 
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werden. 'Hisikoänderungen können nur yjf schriftlichen Arifrag mit Wirkung für die Zukunft 
vereinbart werden: die Vertragsänderungen werden frufiestens tTiit dem Ersten des auf den 
Eingang der Erklärung bei der Kasse folgenden Monats wirksam 

(4) nie Regelungen fü r die Pflichtversicherung gelten entspre chend, soweit nicnls Bosen 
deres geregelt ist. 

(5) 'Nacn Beendigung der Bescfiäftigung kann die freiwillige Versicherung fortgesetzt W63rden. 
^'Die Fortsetzung ist vom Versicherlen innerfialb einer Ausschlussfrisl von drei Monaten 
nach Beendigung des Bescnäftigungsverhältnisses aus der Pflichtversicherung durch oen 
Beteiligten zu beantragen. Der Antrag bedarl der Annahmeerklärung durch die Kasse. 

§24 
Beitragsfreie freiwülige Versicherung 

'Die freiwillige Versicherung kann durefi schriftliche Erklärung der Versieherungsnehrnerin/ 
des Versicherungsnehmers /um Monatsende beitragsfrei gestellt werden. 'Sie wird je -
docfi automatisch beitragsfroi gestellt, wenn der,/die Versic:herungsnehmer/in mit rnefir 
als einem Beitrag im Rückstand ist. ^Eine Wiederaufnahme der Beitragszahlung ist rnög 
lieh. 'Salz 3 gilt nicht für beilragsfreie freiwillige Vers icherungen, die nach Beendigung 
der Beschäftigung nicht nach § 23 Abs. 5 fortgesetzt wurden. 

§25 
Kündigung der freiwilligen Versicherung 

(1) Die freiwillige Versicherung kann von der/dem Versichcrungsnchmerin/'-nehmor zum Endo 
der Bescfiäftigung oder mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalendervierteljahrs 
schrilUicfi gekündigt werden. 

(2) 'Im Falle der Kündigung behält die/der Versichertc ihre/seine bis zur Kündigung erworbene 
Anwartschaft, soiange sie/er nicht deren Abfindung verlangt, eine Abfindung der Anwart­
schaft ist nur möglich, worin der/dom Versicherten die Beiträge zur gesetzlichen Rentenver-
sicfierung erstattet worden sind. '"Die Hoho der Abfindung bestimmt sicfi nacfi den Vor­
schriften des Betncbsrentengcsetzes. Das Recht, bei einem Arbeitgeberwechse! im Rafi 
men der betrieblichen Altersversorgung stattdessen die Übertragung der Rentenanwarl-
schaft zu verlangen (vgl. § 4 BetrAVG), bleibt unberührt. 
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§26 
Ende der freiwilligen Versicherung 

(1) Die freiwillige Vorsicfierung endet außer im Falle der Kündigung auch bei Bestehen eines 
Anspruchs auf Rente in der froiwiiiigen Versicherung, Überleitung der freiwilligen Versiche­
rung sowie bei Tod der/des Versicherten. 

(2) 'Bei einer Rente wegen Erwerbsminderung endet cJie freiwillige Versicherung nicfil. wenn sie 
durch sehriftiiche Erklärung der/des Versicherten fortgeführt wird; das Risiko der Enwerbs 
minderung kann nicht mehr versichert werden. ̂ Ist die freiwillige Versicfierung nictit fortgeführt 
worden, le bt sie als beitra gsfreie Versicherung wieder auf, wenn cJ er Anspruch auf 
Erwerbsminderungsrente erloschen ist. 

3. Überleitung 

.. §27 
Abschluss von Überleitungsabkommen 

(1) 'Die Kasse kann durch Überleitungsabkommen mit anderen Zusalzversorgungsein-
richtungen vereinbaren, dass 

a) Versicherungszeiten bei cfiesen Einrichtungen für die Erfüllung cte r Warfeze iten als 
Versicherungszeiten bei der Kasse gelten, 

bj die bei diesen Einrichtungen erworbenen Anwartschaften aus der Pflichtversicherung 
und Anwartschaften aus der freiwilligen Versicherung nach einem Arbeitgeberwechsel 
auf die neu zuständige Kasse übertragen werden. Die Übertragung von Anwartschaften 
kann bis zum Eintritt des Versorgungsfaiies aufgeschoben werden. Anwartschaften 
nehmen an der Überschussverteiiung bei der annehmenden Kasse erst ab dem Zeitpunkt 
teil, zu dem der vcrsicfierungsmalhematische Barwert berechnet worden ist. 

-Die weiteren Einzelheiten sind in Überleitungsabkommen zu regeln. -Zusatzversorgungs-
Ginrichtungen im Sinne von Satz 1 sind (iie ordentlichen Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft 
kommunale unrf kirchliche Altersversorgung (AKA) e V. • Fachvereinigung Zusatz­
versorgung - und die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder. 

(2) Mit zwischenstaatlichen und überstaatlichen Einrichtungen, mit der Versorgungsanslait der 
deutschen Bundespost, der Bahnversicherungsanstalt Abteilung B, der Versorgungsanstalt 
der deutschen Bühnen und der Versorgungsanstait der deutschen Kulturorchester kann im 
Rahmen von Abkommen auf der Grundlage von Gegenseitigkeit vereinbart werrinn, dass  
der versicherungsrnathematische Barwert der vor dem Arbeitgeberwechsel erworbenen 
Anwartschaften utjortragen wird; bei einer Übertragung an die Kasse wird der Barwert als 
freiwiliigc Versicherung entgegengencDrnrnen. 
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(3) Von sonstigen Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung kann dcrversicherungs-
rriattiematische Barv/ert der bisher erworbenen Anwart schaften als freiwillige Versicfie-
rung entgegengenommen werden. 

§28 
Einzelüberieitungen 

(1) 'Die Überleitung mit Zusatzversorgungseinrichtungen im Sinne von § 27 Abs. 1 findet 
statt 

a) bei einer/einem Pflichtversicherten, deren/dessen Versicherungspflicht ohne Einlritt 
des Versicfierungsfalles geendet hat. mit dem Zeitpunkt der Begründung der neuer­
lichen Pflichtversicherung, 

b) bei einer/einem Pflichtv ersicherten, die/der aus ihrer, 'seiner frCfieien Versicherung 
einen Anspruch auf Betnobsr ente besitzt, mit d em Zeitpunkt der Begründung der 
neuerlichen Pflichtversicherung. 

c) bei einer/einem Pflichtve rsicherten, die/der gleichzeitig bei einer anderen Zusatz-
versorgungseinrichtung ptlichtversichert ist, wenn die Versic^herungspflicfit bei einer 
Kasse endet. 

d) bei einem Mitarbeiter, dessen Beschäftigungsve rhältnis bei dem Beteiligten nach 
Erreichen eines die Versicfierungspfficht ausschließenden Alters begründet worden 
und der früfier bei einer anderen Zusatzversorgungsninrichlung pflichtversicnert ge­
wesen ist, mit dem Zeitpunkt de r Begründung des neue rlic^fien Beschäftigungsver-
haltnisses, wenn durch die Überleitung die Voraussetzungen für die Versicherungs-
pllicht fiergestellt werden, und zwar auch dann, wenn die andere Zusatzversorgungs-
einricf'.tung eine Betriebsrente gewährt. 

•'D-e Überloitungv^irdnurauf Antrag der/des Versicherten, im Falle des Satzes 1 Buchst, d 
des Mitarbeiters, durchgeführt, -^Die/der Versicherle oder der Mitarbeiter hat den Antrag bei 
Eintritt der Voraussetzungen dos Satzes 1 unverzüglich zu stellen. ''Die Einzelheiten sind in 
Überleitungsabkornmen zu regeln; dabei ist der finanzielle Ausgleich cJer von der Kasse 
übernommenen Anwartschaften sicfierzustellen. 

(2) Renten, die eine andere Zusatzversorgungseinrichtung gewährt hat oder gewährt, gel­
ten nach Durchlührung der Überleitung als von der Kasse gewährt: insoweit gilt auch 
der Versicherungsfa ll, auf dem die Rentenzahlung beruht, als bei der Kasse eingetre­
ten. 

§29 
Gruppenüberleitung und Kassenwechsel des Arbeltgebers 

'Werden pllichtversichertc Mitarbeiter eines Beteiligten an Rechts- oder Aufgabennachtolger 
abgegeben, die nicht Beteiligte der Kasse sind, oder werden sie von einem Beteiligten im 
Wege der Rechts- oder Aufgabennachfoige übernommen, so dürfen Versicherungen die-
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ser Mitarbftiter nur abgegeben oder übernommen werden, v^enn die Berciiigtcn und die 
Versicherten der Kasse wegen der fortbestehenden oder übernommenen Verpflichtungen 
Keine Nachteile erleiden. 'Satz 1 gilt bei einem Kassenwechsel eines Beteiligten entsprec^tienct. 

Dritter Teil 
Versicherungsleistungen 

Abschnitt I 
Betriebsrenten 

§30 
Rentenarten 

Die Kasse zahlt als Botriebsrenten: 

a) Altersrenten für Versicherte. 
b) Erwerbsmiinderungsrentefi für Versicherte, 
c^ Hinterbliebenenrenten für Witwen, Witwer und Waisen der Versictierten. 

§31 
Versicherungsfall und Rentenbeginn 

(1) "Der Versictierungstail wogen Alters aus der Pflichtversicherung tritt am Ersten dos Mo­
nats ein, von dem an der Anspruch auf gesetzliche Rente wegen Alters als Vollrente 
bestehl. 'Oer Anspruch ist durch Bescheid des Trägers der gesetzlichen Rente nversi­
cherung nachzuweisen 

(2) Der Versicherungsfall wegen Alters aus der freiwilligen Versicherung tritt am Ersten des 
Monats ein, der dem Antragseingang bei der Kasse folgt, frühestens mit Vollendung des 
60. Lebensjahres und nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses zum Beteilig­
ten. 

(3) 'Der Versicherungsfail wegen Berufsunfähigkeit t)zw. wegen teilweiscr oder voller Erwerbs­
minderung tritt am Ersten des Monals ein, von dem an der Anspruch auf gesetzliche 
Rente wegen Berufsunfähigkeit bzw. teilweiser ocfer voller Erwerbsminderung besteht. ̂ Der 
Anspruch ist durcti Bescheicf des Trägers cfer gesetzlichen Rentenversicherung 
nachzuweisen. 

(4) Den in der gesctzüctien Rentenversicherung Versictierten, die bei Eintritt des Versiche-
runosfallcs nach Absatz I Satz 1 u nd Absatz 3 Satz 1 die Wartez eit nach § 32 erfüllt 
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haben, wird auf ihren schriftiichen Antrag von der Kasse eine Betriebsrentc gc/ahlt. '-Die 
Betriebsrente beginnt in den Fälien der Absätze 1 und 3 - vorbehaltlich des § 39 -• mit dem 
Beginn der Rente aus der gesetzlichen Ftcntcnvorsicherung. 'Im Fall des Absatzes 2 beginnt 
die Betriebsrente frühestens mit dem Ersten des Monats, der dem Antragseingang bei der 
Kasse folgt. 

§32  
Wartezeit 

(1) 'Bctncbsrcntcn werden erst nach Erfüllung der Wartezeit von 60 Kalcndormonaton ge­
währt. 'Dabei wird jeder Kaiendermonat borücksicniigt. für den mindcslens für einen Tag 
Au''wondungcn für die Pflichtversicherung noch § 61 Buchst, a erbracht wurden. ''Bis 
zum 31. Dezember 2001 nach dem bisherigen Recht als Umlagernonale zu berücksich­
tigende Zeiten zählen für die Erfüllung der Warteze il. "Für die Erfüllung der Warteze it 
werden Versicherungszeifen bei Zusatzvorsorgungscinrichtungen nach § 27 im Rahmen 
von Überieitungsvereinbarungen zusammengerechnet. 

(2) 'Die Wartezeil giil als r̂ rfüllt. wenn der Versicheruiigsfail durcti einen Arbeitsunfall einge­
treten ist. der im Zusamrnentiang mit dem die Pdicfil zur Versicherun g tjegründenden 
Beschäftigungsverhailnis steht, oder wenn die/der Versicherte infolge eines solchen Ar-
beilsunfalls gestorben ist ^Das Vorlie gen eines Arbeitsunfalls ist durch Bescheid des 
Trägers der gesetzlichen Unfallversicherung nachzuv^eisori. 

(3) in den Fällen des § "( Abs. 5 des Gesetzes über die Rechtsve rhältnisse der Mitglieder 
des Deutschen Bundestages und entsprechender gesetzlicher Vorschriften werden Zei­
ten einer nach dem Beginn der Pflicfilversicherung liegenden Mitgliedschalt im Deut­
schen Bundestag, im Europäischen Parlament oder in dem Parlament eines L andes auf 
die Warfezeit angerechnet. 

(4) Für Betriebsrenten aus freiwilligen Versicherungen ist keine Wartezeit erforderlich. 

§33 
Höhe der Betriebsrente 

(1) Die rnonatiicfie Betriebsrenle errechnel sich aus der Summe der bis zum Reginn der 
Betriebsrente (§ 31 Abs. 4 Sätze 2 und 3) erworbenen VerscDrgungspunkte (§§ 34, 72  
Abs. 1 Satz 2) multipliziert mit dem Messbetrag von vier Euro. 

(2) Die Betriebsrente wegen teilweiser Erwerbsminderung beträgt die Hälfte der Betriebsrente, 
die sich nach Absatz 1 bei voller Erwerbsminderung ergeben würde. 
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(3) Bei der Ermittlung cter Betriebsrente wegen Erwerbsminderung bleiben die Rentcnieiie un­
berücksichtigt, denen Versorgungspunkte zugrunde liegen, für die eine M.'lversicherung der 
Erwerbsminderung im Rahmen der freiwilligen Vorsicherung ausgeschlossen wurde. 

{'•1) 'Die Botriebsrentc mindert sich für joden Monal, für den der Zugangsfaktor nach § 77 SGB 
VI herabgesetzt ist, um 0,3 v. 11.. höchstens jedoch um insgesamt 10,8 v. H. 'Inden Fallen 
dos § 31 Abs. 2 mirrdert sich die Leistung für jeden Monat des Renlenbezugs vor Vollen­
dung dos 6f). Lebensjahres um 0.3 v. H.; eine Begrenzung erfolg: nicf;!. 

§34 
Versorgungspunkte 

(1) 'Versorgungspunkte ergeben sich 

a) für das zusatzvcrsorgungspfllchtige Entgelt (§ 02) , 
b) für f.miwill'ge Beiträgs - einschließlich der Altersvorsorgezuiaqe .rn Sinne der §§ 7 9 ff. 

EStG-(§67), 
c) für soziale Komponenten (§ 35) und 
d) als Bonuspunkte {§§ 66 und 68). 

•""Uie Versorgungspunkte nacti Salz 1 Buchst, a und b werden jeweils zum Ende dos 
Kalender;ahrcs bzw. zu-'i Zeitpunkt der BeenrJi gung des Beschäfligungsverriältnissos 
festgestellt und dem Versorgungskonto gutgeschrieben; die t estslellung und Gutsctirif! 
der Bonuspunkte erfolgt zum Endo des folgenrJen Kalendorjafircs. ̂ Versorgungspunkte, 
die aus der Altersvorsorgezulage stammen, v/erden in dem Jahr, in dem die Zulage der 
Kasse zufließt, festgestellt und gutgeschrieben. •'Versorgungspunkte 'werden jeweils auf 
zwei Nachkommastellcn gerundet; ist die dritte Nachkommastelle eine 5 bis 9, wird 
dabei die Z'v^eito Nachkommastolle um t erhöht, sonst bleibt die zweit e Nachkomma­
stelte unverändert. 

(2) 'Die Anzahl der Versorgungspunkte für ein Kalenderjahr nach Absatz t Satz t Buchst, a 
ergibt sich aus dem Verhältnis eines Zwölftels des Zusatzversorgungspflichtigen Jahres-
entgells zum Referenzentgelt von 1.000 Euro, multipliziert mit dem Altersfaktor (Absatz 
3); dies entspricht einer Boitragsleistung von vier v. H. des Zusatzversorgungspflichtigen 
Entgelts. ̂ Bei einer vor dem 1. Januar 2003 begonnenen Altersteilzeit auf der Grundlage 
des Allersteilzeitgesetzes werden die Versorgungspunkte nacf i Satz 1 mit dem 1 ,K-
fachen berücksichtigt, soweit sie nicht auf Entgolte n beruhen, die in voller Höhe zuste­
hen •'Liegt die Beitragsleistung gemäß § 62 Abs. 2 Satz 1 unter 4 v. H . dos 
ZLisatzvcrsorgungspflicfiligen Entgelts, wird der tatsächlicti geleistete Beitrag durch den 
Regelbeitrag von 480 Euro geteilt und mit dem Altersfaktor nach Absatz 3 multipliziert. 

(3) Der Allersfaktor in der Pflichtversicherung beinhaltet eine jährlicne Verzinsung von 3,25 v. H. wafi-
rend der Anwartschaftsphase und von 5 25 v. H. während des Rentenbezuges und richtet 
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sich nach der folgenden Tabelle; dabei gilt als Aiter die Differenz zwischen dem jeweiligen 
Kalenderjahr und dem Geburtsjahr: 

"1 
faktor 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

3,1 17 

18 

19 2,9 

3,0 

20 
L _ 

21 

2,8 

2,7 

2.6 

2,5 I 1 

Alter Altcrs-
faktor 

29 2,1 

30 2.0 

31 j 2,0 

32 1.9 

33 1,9 

34 i.ß 

35 

41 

Aitcrs-
faktor 

1.5 

42 1.4 

43 1.4 
I I 

2,4 36 1,7 

2.4 

2,3 

2.2 

2,2 

I 37 I 1 .6 

38 : 1.6 

39 

40 

1.6 

1.5 

44 

45 

46 

1,3 

1,3 

1,3 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

1,2 

1,2 

1,2 

1,1 

1,1 

1.1 

Alter Alters­
faktor 

53 1,0 

54 1,0 

55 1,0 

56 1.0 

57 0,9 

58 0.9 

59 0.9 

60 0,9 

61 0.9 

62 0.8 

63 0.8 
64 u. 
älter 0,8 

(4) Die Anzahl der Versorgungspunkte für fre willigc Beiträge für G;n Kalenderjahr nach Absatz 
1 Satz 1 Buchst, b und der im jeweiligen Kalenderjahr ausgezahllen Altersvorsorgezulage 
ergib! sich aus den Allgemeinen Vcrsicherungsbedingungen. 

§35 
Soziale Komponenten 

{1) 'l'ür jeden vollen Kalendermonal, in dem das Arbeitsverhältnis wegen einer Eltcrnzeit nach 
§ 15BErzGGruht. sowie für Zeiten nach §6 Abs. 1 MuSchG werden für jedes Kind, für das 
ein Anspruch auf Elternzeit besteht, d^e Versorgungspunkto berücksichtigt, die sich bei 
einem Zusatzversorgungspflichtigen Entgelt von 500 Euro in diesem Monat orgeben wür­
den; GS Vierden jedoch höchstens je Kind 36 Kalendermonate borücks.chtigt. '"Ruhf Wräh-
rend der Zeiten im Sinne des Satzes 1 das Arbeitsverhältnis nicht oder wird während dieser 
Zeiten ein weiteres Arbeitsverhältnis bei demselben Beteiligten begründel und beträgt das 
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zusaUversorgungspflichtige Entgelt aus diesem Arbeitsverhältnis monatlich weniger als 
öOO Euro, g'lt Sat^ 1 entsprechen d mit der Maßgabe, c^ass als soziale Komiponcnte die 
Versorgungspunkte berücksichtigt werden, die sich bei einem zusatzversorgungsptlichtigen 
Entgelt in Höhe des Differenzbetrages zwischen dem tatsächlichen /usatz-
vnrsorgungspflicfit'gen Entgelt und 500 Euro ergetjsn Vi/ürden. Be stehen bei mehreren 
Arbeitgebern zusalzversorgungspflichtige Arbeitsverhältnisse im Sinne des Satzes 1 oder 
P, bestimmt die/der Pflichtversicherte, für welches Arbeilsverfiältnis die Versorgungspunkte 
nach Satz 1 oder 2 tjerücksichiigt werden. '^Mehrere Arbeitsverhältnisse bei einem Beteilig­
ten gelten als ein Arbeitsverhältnis. 

(2) 'Bei E-intrItt des Versi chcrüngsfallcs wegen teliweiscr oder voller Erv^e rbsrninderung vor 
Vollendung dos 60. Lebensjahres werden Pflichtvcrsicherfen für jeweils zw ölf volle. L) is 
zur Vollend ung des 60. Lebens|ahres fefiiende Kaienderrn onate (Zurechnungszeil) so 
viele Versorgun gspunkte hinzugerechnet, wie dies dem Verhältnis von durchschmltli-
chem monatlichem zusatzversorgungspfiichtigem Entgelt der letzten drei Kalenderjahre 
vor Eintritt des Versicherungsfailes zum Referenzentgett entspricnt; bei Berechnung des 
durchschnittlichen Entgelts werden Monate ohne zusatzvcrsorgungspflichtiges Entgelt 
nicht ber.'icksichtigt. -Ist in diesem Zeitraum kein zusatzv ersorgungspftichtiges Entgelt 
angefallen, ist für die Berechnung nach Satz 1 das Entgelt zugrurnJe zu legem, das sich ais 
durchschnittliches rnonatlicfies zusalzversorgungspflichtiges Entgelt im Kalenderjahr vor 
dem Rentonbeginn ergeben nätte. 

(3) 'Bei Beschäftigton, ciic am 1. Januar 2002 bereits 20 Jahre pflichivorsichort sind, werden für 
lodes volle? Kalenderjahr der Pilictitversicfierung bis zum 31. Dezember 2001 mindestens 
1,84 Versorgungspunkte berücksichtigt. ̂ Bei Beschäftigten, deren Gesamtt)e$chafligungs-
qiiotient am 31. Dezember 2001 kleiner als 1,0 ist, gilt Satz 1 entsprechend n iil der Maßgabe, 
dass der Faktor 1,84 mit dem am 31. Dezember 2001 maßgebenden 
Gesamtbeschäftlgungscjuotienten multipliziert wird. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten niofit für eile freiwillige Versicherung. 

§36 
Betriebsrente für Hinterbliebene 

(1) 'Stirbt eine/ein Versicherte/r, die/der die Wartezeit (§32) erfüllt hat. oder oine./ein Betnebs-
renlenberechtigte/r, hat die hinterbliebcne Ehegattin/der hinterbliebene Ehegatte Anspruch 
auf eine kleine 0{.1er große Betriebsrento für Wit'weaA/Vitwer, wenn und solange ein Anspruch 
aut Witv^en-/Wi^^'erronte aus der gesetzlichen Rentenversicherung bestent oder bestehen 
würde, sofern kein Rentensplitting unter Ehegatten durchgefütirl worden wäre. -Art (kleine/ 
große Betriebsrente für Witv-zen/Witwer), Höhe (der nacn Ablauf des Sterbovicrteljahrcs 
maßgebende Rentenartfaktor nacfi § 67 Nrn 5 und 6 und § 255 Abs. 1 SGB VI) und Dauer 
des Anspruchs richten sicfi -• soweit nactistehend keine abweichenden Regelungen getroffen 
sind - nach den cntsorechendeii Bestimmungen cirjr gesetzlichen Rentcnversic.herung. 
Bemessungsgrundiage der Betriebsrenten für l-linterbüebenc ist jeweils die Betriebsrente, 
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die die/der Verstoroene Dezogen hat oder hätte beanspruchen können, wenn sie/er im 
Ze.lpunkl ihres/seines Todes wegen voller Erwerbsminderung ausgeschieden wäre "Die 
Kinder der/dos Verstorbenen haben entsprechend den Sätzen 1 bis 3 Anspruch auf Betriobs-
rente für Voll- oder Halbwaisen; Kinder sind die leiblichen und angenommenen Kinder sowie 
die Pflegekinder im Sinne des § 32 Abs. 1 Nr, 2 EStG. -'Der Anspruch ist durch Bescheid des 
Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuweisen. 

(2) 'Anspruch auf Betriebsrente für Witwen.AiVitwer bestefit nicht, wenn die Efie mit der./dem 
Verstorbenen weniger als zwöl f Ivlonate gedauert hat. es sei denn, dass nach den be­
sonderen Umständen des Falles die Annahme nicht gerechtfertigt ist, dass es der allei­
nige oder überwiegende Zweck der Heirat war, der Witwe/dem Witwer eine Belriebsrente 
zu verschaffen, '"Dies gilt n'Cht für die freiwillige Versicherung. 

(3) 'Wilwcn-AVitwerrente und Waisenrenten dürfen zusarnm.en den Betrag der ihrer Berech­
nung zugrunde liegenden Betricbsrente nicht übersteigen. "Ergeben die Hinterblietie-
nenrenten in der Summe einen höheren Betrag, werden sie anteilig gekürzt. 'Lrlischt 
eine der anteilig gekürzten Hinterbliebenenrenten, erhohen sich die verbleibenden Hin­
terbliebenenrenten vom Beginn des folgenden Monats entsprechend, jedoch höchstens 
bis zum vollen Betrag der Betricbsrente der/des Verstorbenen. 

(4) Bei der Ermittlung der Hinterbliebenenrente aus der freiwilligen Versicherung bleiben die 
Rcritenteile unt:)erucksichligt. denen Versorgungspunktc zugrunde liegen, für die eine 
Mitversicncrung von Hinterbliebenenrenten ausgeschlossen wurde. 

§37 
Anpassung der Betriebsrenten 

Die Bctriebsrenten v/errJen jeweils zum. 1. Juli - erstmals ab dem Jahr 2002 - um I v. H, 
ihres Betrages erhöht. 

§38 
Neuberechnung 

(1) Die Botriebsrentc ist neu zu berechnen, wenn bei einer/einem Betriebsrentenberechtigten 
ein neuer Versicherungslall eintritt und seit dem Boginn der Betriebsrente ai;fgrund des 
früheren Versicherungsfalles zusätzliche Vcrsorgungspunkle zu berücksichtigen sind. 

(2) Durch die Neuberechnung v./ird die bisherige Betriebsrente um den Betrag erfiöht, tJer sich 
als Betriebsrente aufgrund der neu zu berücksichtigenden Versorgungspunkle ergibt; für 
diese zusätzlichen Versorgungspunkte wird der Abschlagsfaktor nach § 33 Abs. 4 
gesondert festgestellt. 

(3) 'Wird aus einer Botriebsrentc wogen teilweiser Erwerbsminderung eine Betriebsrente we­
gen voller Erwerbsminderung oder wegen Alters, wird die bisher nach § 33 Abs. 2 zur Hälfte 
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gezahlte Betnebsrenle voll gezahlt, ̂ ird aus einer Betriebsrente wegen voller Erwerbsmin­
derung eine Betriebsrente wegen leilweiser Erwort)sminderung, wird die bisher gozatille 
Bctnobsrcnte entsprechend § 33 Abs 2 zur Hälfte gezahit. -^Die Absätze 1 und 2 sind 
ontsprochond anzuwenden, wenn zusätzliche Versorgungspunkte zu berücksichtigen sind. 
•'Bei der Neuberochnurig der Betriebsrente sind Versorgungspunkte nach § 35 Abs. 2.  
die aufgri;nd des frütieren Versichcrungsfalles berücksichtigt wurden, nur noch insoweit 
anzurechnen, als sie die zusätzlichen Versorgungspunkte - ohne Bonuspunkte nach § 66 - 
aus einer Pflichtvorsicherung übersteigen oder sowc-vt in dem nach § 35 Abs. 2 •-'laRgeben-
den Zeitraum keine Pflichtversich(?rung mehr bestanden tial 

(4) Für Hinterbliebene güt Absatz 3 Sätze 1 und 2 entsprectiend. 

§39 
Nichtzahlung und Ruhen 

(1) 'Die Betriebsrentc wird von (Jem Zeitpunkt an nicht gezahli, von dem an cfi e Rente we­
gen Alters aus der gosetzlictien Renienversicherung nach § 100 Aljs. 3 Satz 1 m Verbin­
dung mit § 34 Abs. 2 SCJB VI endet. ^Die B etriebsrente ist aul Antrag vorn Ersten des 
Monats an wieder zu zahlen, für den der/dem Rentenberechtig ten die Rente v-zegen Al­
ters aus der gesetzlichen Rentenversicherung wieder geleistet wird. ''Wird die Altersrente 
der gesetzlichen Rentenversicherung nach Eintritt des Versicherungsfalles (§ 31) als Teil­
rente gezahlt, wirci die Betriebsrente nur in Höhe eines entsprechenden Anteils gezahlt. 

(2) Ist der Versictierungsfali wegen voller oder tcilwciscr Erwerbsminderung eingetreten und 
wird die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung wogen Hinzuverdienstes nicht 
oder nur zu einem Anteil gezahlt, wird auch die Betriebsrente nicht oder nur m Höhe 
eines entsprochenden Anteils gezahlt. 

(3) Die Betriebsrente ruht, solange die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung ganz 
oder teilweise versagt wird. 

(4) 'Die Betriebsrente ruh t ferner, solange die/der Berechtigte ihren/se inen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenihalt außerhalb eines Milgliedslaates der Europäischen Union hat und 
trotz Aufforderung der Kasse Keine Emplan gsbevolirnachiigte./keinen Ernpfangs-
bevolknäctitigten ir'n Inland bestellt ^Die Kasse kann Ausnahmen zulassen. 

(5) Die Betriebsrente ruht ferner in Höhe des Betrages des für die Zeit nach dem Beginn der 
Betriebsrente gezahlten Krankengeldes aus der gesctzlichon Krankenversicherung, so­
weit dieses nicht nach § 96 a Abs. 3 SGB VI auf eine Rente v^egen trjiKveiser Erwerbsminde­
rung anzurechnen oder bei einer Rente wegen voller Erwerbsminderung oder einer Rente 
wegen Alters a's Vollrente dem Träger der Krankenversictierung zu erstatten ist 
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(6) Für Hinterbliebene cjeften die Vorschriften der gosetziichen Rentenversicherung über das 
Zusarnrrrentreffen von Rente und Einkommen entsprechend mit der Maßgabe, dass even­
tuelle Freibeiräge sowie das Einkommen, aas aul dir) Rente aus der gesetziictien Rentenver­
sicherung angerechnet wircJ, unberücksictitigt bleiben. 

(7) Die Absätze 1 bis G gelten nicht für Leistungen aus der freiv^iiiigen Versicherung, 

§40 
Erlöschen 

(1) Der Anspruch auf Betrieosrente erlischt mil Ablauf des Monats, 

a) in dem die/der Bctnebsrcntenberechtigte gestorben ist oder 
t)) für (Jen Rente nacti § 43 bzw. § ^40 SGB Vi letztmals gezahlt worden ist oder 
c) der dem Monat vorangeht, von dessen Beginn an die Zusatzversorgungseinrichtung, 

/u der die Versictierung übergeleitet worden ist. zur Zaiiiung der Betnebsrcntc ver­
pflichtet ist. 

(2) 'Der Anspruch auf Betriebsr ente für W itwcnA/Vitwer erlischt im Übrigen mit Ablauf d es 
Monats, in dem die Witwe/der Witwer geheiratet hat. -Für das Wiederaufleben der Betriebs-
ronto für Witwen/Witwer gilt § 46 Abs. 3 SGB VI entsprechend. 

(3) Absatz 2 gi'i nicht für die freiwiiiige Versictierung. 

§41 
Abfindungen 

(1) 'ßelriebsrenten aus einer Pfliciitversicherung, die den Monatsbetrag nach § 3 Abs. 2 
BetrAVG nicnt überschreiten, werden abgefunden, Waisenrenten und Eiwerbsminderungs-
r(^nten jedoch nur auf Antrag. ''Überschreitet die Betr-ebsrente diesen Monalsbetrarj. so 
kann sie au f Antrag abgefunden werden, wenn die Überweisungskoslen unverh ältnis­
mäßig hoch sind ''Leistungen, die nach Entstehen des Anspruchs auf B(jtriol:)srenle ge­
zahlt werden, werden auf den Abfindungsbetrag angerechnet. 

(2) Dic Abfindung kann nur innerhalb einer Ausschlussf rist von sechs Monaten nacfi Zu­
gang der Entscheidung über den Antrag auf Betriebsrente (§ 46 Abs. 1) beantragt wer­
den. 

(3) Der Abfindungsbetrag in der Pflichtversicherung wird berechnet, indem die Rente, die der/ 
dem Berechtigten im Zeilpunkt des Entstehens des Anspruchs zustand, mit einem .n den 
nachstehenden Tabellen genannten, dem l.ebcnsoitor entsprechenden Faktor vervielfacht 
w,rd. 
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a) Betriebsrenle für Versictierle. 

Alter 
der/des Berechtigten 

beim Entstehen 
des Anspruchs 

Alters­
faktor 

1 Alter 
rinr/dos Berechtigten 

bcirn EntSteher 
drjs Anspruchs 

Alturs-
föktor 

Alter 
der/des Berechtigten 

t)eirTi Entstehen 
des Anspruchs 

Alters-
taklor 

bis 20 154 41 17? 62 158 
21 156 4? 1/2 63 155 
22 158 43 17? 64 152 
23 161 44 172 65 149 
24 162 45 17? 1 66 146 

! 25 164 46 172 67 142 
26 166 47 171 68 139 
27 167 48 171 69 135 
28 168 49 171 70 131 
29 169 50 171 71 127 
30 170 51 170 72 124 
31 171 52 170 73 120 
32 171 53 170 74 116 
33 172 54 169 75 III 
34 172 55 168 76 107 
35 172 56 167 77 103 
36 172 57 166 78 99 
37 172 58 165 r 79 95 
38 172 59 164 80 91 1 
39 172 60 162 
40 172 61 160 
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b) Belriebsrenle für Wilwen und Witwer. 

Alter 
der.''dcs Berechtigton 

txiiTi Entsslehen 
des Anspruchs 

Alters-
faklür 

Alier 
der/des Berochtigton 

boi.-n Entslnhen 
des Anspruchs 

Alters­
faktor 

Alter 
dor./des Berechtigten 

bcir^ Enislshen 
des Anspruchs 

Alters-
faktor 

20 215 51 168 82 70 
21 21b 5? 165 83 67 
22 214 53 163 84 63 
23 213 161 85 00 
24 212 1 55 158 

1 CO CO 

57 
25 211 56 155 87 55 
26 210 57 153 ; 88 52 
27 209 58 150 89 50 
28 208 1 59 147_| 90 47 
2Ü 207 60 145 91 45 
30 200 61 142 92 43 
31 204 ' 62 139 93 41 
32 203 63 136 94 39 
33 201 64 133 ; 95 37 
34 200 6u 130 96 35 
35 198 1 60 127 97 33 
36 197 07 123 ! 98 31 
3/ 195 ; 68 120 99 30 
3tt 193 ' 69 116 100 28 
39 192 70 113 ^01 27 
40 190 71 109 102 25 
41 188 72 106 103 24 
42 186 1 73 102 104 23 
43 184 ' 74 98 105 22 
44 183 75 95 106 21 
4b 181 76 91 1 107 20 
46 179 87 108 19 
47 177 78 84 1 109 18 
48 174 79 80 ' 110 17 
49 1/2 80 77 : 1 
50 170 81 73 1 
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c) Bctriebsronte für Waisen-

Alter AilHrs-
GRf/des Borcchtiginn faktor 

|-)eim Entstehen 

Alter 
der/des Berechtigten 

beim Entstehen 

Alters-
faktor 

des ÄriKpructis 1 des Anspruchs 

ü 141 1 9 87 
1 137 1 10 /9 
2 131 11 71 
o 
•j 136 12 62 
4 120 13 1 r,3 
6 114 14 ^ 43 
6 108 1 lü 33 
! im 16 23 
«" " 04 1 17 und alter 12 

(4) 'Betriebsrenten aus einer freiwilligen Versicherung werden entsprechend § 3 BetrAVG abge­
funden -'D ie Abfindung kann sowohl von rJer Krjsse als auch auf Antrag der/des Versicher­
ten vorgenommen werden. ̂ Für die fdöho des Abfindungsbetrages ist der versicherungs-
matherratische Barwert mal^geberid. -'Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 gciten entsprechend 

(5) Ist eine Betriebsrerile nach den Absätzen 1 und 4 abzufinden, /u deren Ausgleich nach § 
1587 BGB durch Entscheidung eines Familiengerichts nach § 1 Abs. 3 des Gesetzes zur 
Regelung von Härten im Versorgungsausgleich Rentenanwartschaften bei einem Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung begründet worden sind, errechnet sich der Abfindungs­
betrag aus dem unter Berücksichtigung des durchgeführten Versorgungsausgleichs 
gekürzten Betrag der Rente. -Dies gilt auch dann, wenn die Renie vor der Abfindung noch 
ungekürzt zu zahlen war. 

(6) IVit der Abfindung erlöschen alle Ansprüche und Anwartschaften aus der Versicherung 

(7) Die abgefundene Betriebsrente für Hinterbliebene gilt für die Anwendung des § 36 Abs 3 
nicht als abgefunden. 

§42 
Rückzahlung und Beitragserstattung 

{1) Ohne Rechtsgrund gezahlte Umlagen und Beiträge werden ohne Zinsen zurückgezahlt. 
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(2) 'Die beitragsfrei Ptlichtversicherten. die die Wartezeit (§ 32) nicht erfüllt haben, können bis 
zur Vollendong ihres 67. Lebensjahres die Erstattung der von ihnen getragenen Beiträge 
t)eantragcn. ^Dor Antrag auf Beitragscrstaltung gilt fü r alle von den Ver sicherten selbst 
getrayenon Beiträge und kann nicht widerrufen werden. ''Rechte aus der Versicherung für 
Zeiten, für die Beiträge erstattet Vierden, erlöschen mit der Antragsteilung. '''Die Beiträge 
Vi/erden ohne Zinsen erstattet. 

(3) 'Sterben Vtjrsicfierte nach Antragsteliung, aber vor Beitragsorstattung, gehen die Ansprü­
che auf die Hintf)rbliöl:)enen über, die bctricl:)srentenberechtigt wären, wenn die Wartezeit 
erfüllt wäre. ̂ Mit cfer Zatilung an einen der Hinterbliebenen erlischt der Anspructi der übrigen 
Berechtigten gegen die Kasse. 

(4) Beitrcäge im Sinne der Absä'ze 2 und 3 sind 

a) die für die Zeit vor dem 1. Januar 1978 entrichteten Pflichtbeiträge einschließlich der 
Mitarbeiteranteile an den Erhöhungsbeiträgen, 

b) Beiträge zur freiwilligen Weiterversicherung, 
c) die für die Zeit nach dem 31. Dezember 1977 entrichteten Mitarbeiteranteile an den 

Lrhöhungsboträgen, 
d) durch kirchliche Arbeilsrechtsregclung oder arbeits- oder tarifvertraglich vereinbarte 

Beiträge des Pflichtversicherten zur Umlage, die nach. § 7 Abs. 1 Sätze 2 bis 4 des 
Tarifvertrages über die Versorgung der Arbeitnehmer kommunaler Verwaltungen und 
Betriebe entrichtet worden sind oder zu entrichten gewesen wären, wenn der Betei­
ligte diesen Tarifvertrag anwenden würde. 

§43 
Sonderregelung für Beschäftigte, die in der 

gesetzlichen Rentenversicherung nicht versichert sind 

'Für Mitarbeiter, die m der gesetzlichen Rentenversicherung nicht versichert sind oder die 
Voraussetzungen für den Bezug einer Rente aus der gesetzlictien Rentenversicherung nicht 
erfüllen, gelten die §§ 16 bis 42 entsprechend. ^Soweit auf Regotungcn dos Rechts der 
gesetzlichen Rentenversicherung Bezug genommen wird, ist die jeweilige Regelung so 
entsprechend anzuwenden, wie dies bei unterstellter Versicnerung in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung der Fall wäre. •'Bei Anwendung des § 31 sind dabei anstelle der Versictierungs-
zeiton in der gesetzlichen Rentenversicherung die Pfhcfitversicherungszeiten in der Zusalz-
versorgung zu berücksichtigen; für Leistungen aus der freiwilligen Versicherung sind inso­
weit zusätzlich die mit Beiträgen belegten Zeiten einer freiwilligen Versicherung in der Zusatz­
versorgung zu berücksichtigen, sofern diese außerhalb von Pflichtversicherungszeiten in 
der Zusatzversorgung liegen. ""Die teilweise oder volle Erwerbsminderung ist durch einen 
von der Kasse zu bestimmenden Facfiarzt nacftzuweisen. ''Die Kosten der Begutachtung 
trägt der Versicherte. ̂ Die Betriebsrente ruht, solange sich die Betriebsrontenberechtigten 
trotz Voflangons der Kasse innerhalb einer von dieser zu solzenden Frist nicht fachärztlich 

40 



untersuchen lassen oder das Ergebnis der Untersuchung der Kasse nicht vorlogen ^Der 
Anspruch auf Belriebsrente erlischt rtiii Ablauf des Monats, der auf den Monat foigt, in dem 
der/dem Berecfitiglen die Entscheidung der Kasse über cJas Erlöschen des Anspructis 
wegen Wegfalls der Erwerbsminderung zugegangen ist. 

§44 
Eheversorgungsausgleich 

[wird ergänzt] 

Abschnitt II 
Verfahrensvorschriften 

§45 
Antrag auf Leistungen 

(1) 'Die Kasse gewährt Leistungen nur auf Antrag 'Dem Antrag sind die von der Kasse 
geforderten Unlerlagen beizufügen. 'Der Antrag is t bei Pflichtversicherten über den Be­
teiligten einzureichen, bei dem der Pflichtversicherte zuletzt In dem versicherungspflich­
tigen Beschäftigungsverhältnis gestanden hat. 

(2) 'Ist die,/der Berechtigte verstorben, ohne den Antrag bei der Kasse gestellt zu hatten, SCD 
kann der Antrag nur nachgeholt werden , wenn der/dem Verstorbenen ein Anspruch auf 
Gewährung einer Rente aus der geselzlictien Rentenversicherung zugestanden und sie/ 
er den Antrag auf Gewährung dieser Rente gestellt hat. ='Das Recht, den Antrag nachzu­
holen, steht nur dem überlebenden Efiegatten sowie den Abkömmlingen zu. 

§46  
Entscheidung 

(1) 'Die Kasse entscheidet schriftlich über den Antrag auf Leistungen und über sonstige Rechte 
aus dem Versicherungsverhältnis. Wird eine Leistung erbractit, so sind ihre Höhe, die Art 
der Berechnung und Ihr Beginn anzugotx)n, -'Wird eine Leistung abgelehnt oder die Zatilung 
einer Belriel)srentc eingestellt, so ist dies zu begründen. 

(2) Stellt sich nachträglich heraus, dass eine Entscheidung auf unrichtigen Voraussetzungen 
beruht, so kann die Kasse die unrichtige Entscheidung aufheben und eine neue tntschei-
du.ng treffen. 

(3) Die Entscheidung ist mit dem Hinweis auf die Möglichkeit der Beschwerde nach Maßgabe 
des § 79 und die Folgen der Fristversäurnnis zu versehen. 



§46a 
Härteausgleich 

Die Kasse kann zur Vermeiduncj besoncJerer Härten im Einzelfall Leistungen ohne Aner­
kennung eines Rochtsansprucr^s widerruflich br3willigcn. 

§47 
Auszahlung 

(1) 'Die Betr:ebsrenten werden monatlich iri i Voraus auf ein Girokonto der/des Bethebsrcntcn-
berechiigten mnerhalt) eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union überwiesen. •''Dicj 
Kosten der IJberweisung, mit Ausnahme der Kosten für die Gutschrift, trägt die Kasse: für 
Übeaveisungen auf ein Konto außerhalb Deutschlands gilt dies nur, wenn diese irn Rahmen 
einer EU-StandardübonA'cisung erfolgen kann; hierzu teilt die/der Betriebsrentenberechliglo 
der Kasse ihre/seine inlemationale Kontonummer (International Bank Account Number 
IBAN) sowie die internationale Bankleitzahl des kontoführenden Geldinstituts (Bank kientifier 
Code BIG) mit. 'Besteht der Betriebsrentenanspruch nicht für einen voJeri Kalendermonat, 
wird (fer Teil gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum entfällt 

(2) 'Stirbt eine/ein Bctriebsrentenbcrechtigte/r. die/der den L eistungsantrag gestellt hat, vor 
der Auszahlun g, so können nur der überlebende Ehegatte oder die Abkömmlinge die 
Auszahlung verlangen. -Wer cJ err To d der./de s Betriobsrentenberechtlgten vorsät zl'Ch 
herbeigeführt hat. hat keinen Ansprucfi nach Satz t. 'DKi Zahlung an einen Hinterbliebe­
nen bringt den Anspruch der übrigen Berechtigten gegen die Kasse zum Erlöschen. 

(3) 'Hat die/der Betriebsrentenberechtigto ifiren/seinen Wotinsitz oder dauernden Aufent­
halt außerhalb eines Mitgliedslaales der Europäischen Union, kann die Kasse die Zah-
:ung der Rente davon abhängig machen, dass die,/der Betriel:DsrenteriL)erecht<gte einen 
Empfnngsbevollmächtigten im Inland benennt oder die/der Betriebsrentenberec htigto 
die Auszahlung der Rente auf ein auf ihren/seinen Namen lautendes Konto m Inland 
ermöglicht. -Ferner 'St cJie Kasse berechtigt, die L.cistungcn für das laufende Kalenderjahr in 
einem Betrag im Dezember auszuzahlen. '•'Rentenzahlungen in das Ausland erfolgen auf 
Kosten und Gefahr des Berechtigten. 

(4) Überzahlungen können von der Kasse mit künftigen Leistungen verrechnet werden. 

§48 
Pflichten der Versicherten und Rentent>erechtigten 

(1) Versicherte und Betriebsrentenberechtigte sind verptlichiet, der Kasse eine Verlegung ih­
res Wohnsitzes oder (jauernden Aufenthalts sowie jede Änderung von Verhältnissen, die 
ihren Anc?cruch dem Grunde oder der Höhe nach berühren können, sofort schriltlich mitzu­
teilen. 
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^Insbesondere sind mitzuteilen 

1. von allen Betriebsrentenberechtigten 

a) die Versagung der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung, 
b) 0:6 Beendigung der Rentenzahlung aus der gesetzl.cticn Rentenversicherung. 
c) der Bezug von Arbeitsentgelt, Artjeitselnkomrnon, Muttorschaftsgeld, Über-

gangsgeld, Kurzartjeltergeld. Winterausfallgeld, Arbeitslosengeld, Insolvcnzgold. 
Krankengeld. VersorgungsKrankengeid, IJbergangskrankcngcld, Un-erhaltsgeld 
und Vorlotztengekt, 

d) der Bezug einer Teilrente, 

sowie 

?. bei Botriebsrenten aus eigener Versicherung 

der Wegtali cie r Berufsunfähigkeii oder der Erwerbsminderung und eile Änderung 
von voller in tGliweisc oder von tcllweisor in volle Erwerbsminderung und die Ände­
rung der Höhe der Rente aus der gesetzhchcn Renten versicherung wegen Hin zu­
verdienstes, 

3 bei Betriebsrenten für Wi^venA'Vitwer 

a) die erneute Eheschlicf3ung. 
b) der Bezug von Alters- oder Erwerbsminderungsrenton aus eigener Versiche­

rung. Ruhegehalt oder vergleichbare Dienstbezüge aus einem öffontiich-recht-
lichen Dienstverhällnis, Rentenleistungen berufsstandischcr Versorgungsein­
richtungen. 

4. bei Botriebsrenten für Waisen 

das Ende der Schul- oder Borutsausbildung oder eines frei willigen sozialen Jahres 
oder (fer Weglall der Unterhaltsbedürftigkeit, wenn das 18. Let)ons)ahr vollendet ist. 

5. von Versicherten, bei denen die soziale Komponente wegen Elternzeil (8 35 Abs. 1) 
berücksichtig] werden soll, ob weitere zusalzversorgungspfllchtige Arbcitverhältnisse 
beat6?hen. 

(2) Versicherte und Betriebsrentenberectiligte sind ferner verpflichtet, innerhalb einer von cfer 
Kasse zu setzenden Frist auf Anforderung Auskünfte zu eft(?i'en sowie die erforderlichen 
Nachweise und Let)ensbeschftinigungen vorzulegen. 

(3) Die Kasse kann die Rctrlebsrente zurückbehalten, solange der Betriebsrentenberechligte 
seinen Verpflichtungen nach Absatz 1 und 2 oder seiner Verpflic htung, die Überleitung 
der Versicherung auf die Kasse zu beantragen, nictit nachkommt. 
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('1) VefleUen Versicherle oder BetrieDsrüntenbcrGchtigic ihre Pflichten nach dieser Vorschrift, 
können sie sich nicht auf acn Wegfall der Bereicherung berufen. 

§49 
Abtretung von Ersatzansprüchen 

^Stcfif der/dem Versicherten, der./dem Betriebsrenienberechllgten oder einer/einern an-
spriK^fisberechtigton Hinterbliebenen aus einem hreignis. das die Kasse zur Gewährung 
oder Erhöhung von Leistungen verpflichtet, ein Scnadensersatzanspruch gegen einen Drit­
ten zu, so haben die anspruchsberechtigten Personen ihre Ansprüche gegen den Dritten bis 
zur Hohe dos Brutto-Betrags der Bctriebsrente an die Kasse abzutreten ^De r IJbergang 
kann nicht zum Nachteil der anspruchsberechtlgten Personen geltend gemacht werden 
-Verweigern die anspruchsberechligten Persone n die Abtretung oder die Beibringung 
der crforderüehen Untertagen, so ist die Kasse zu einer Leistung nicht verpflichtet. 

§50 
Abtretung und Verpfändung 

'Ansprüche auf Kassenleistungen können nicht abgetreten, verpfändet oder beliehen 
werden -Dies giit nicht für Ansprüche aus der Pflichtversicherung, die an einen Arbeitge­
ber, der die/den Anspruchsberechtigte/n in der Zusatzversorgung angemeldet hat, oder 
an eine andere Zusatzversorgungseinrichtung im Sinne von § 27 Abs. 1 abgetreten wer­
den. ''Die Abtrctungserklärung ist der Kasse mit der Abmeldung oder mit dem Antrag zu 
ütjersenden. 

§51 
Versicherungsnachweise 

(1) 'Pllichiversicherte und freiwillig Versicherte erhatten jeweils nach Abtaut des Katendcrjahres 
Dzw. bei Beendigung der Pflichtversicherung einen Nachwcs über ihre bisher insgesamt 
erworbene Anwartschaft auf Betricbsrente wegen Atters nach § 33. ''Dabei werden neben 
der Anwartschaft auch die Zaht der Versorgungspunkle und der Ivlessbetrag angegeben. 
•Zusatzlich sind die steuerrechtlich vorgeschriebenen Angaben enthalten, -'Der Nachweis ist 
- soweit einschlägig - mit einem Hinweis auf die Ausschlussfristen nach den Absätzen 2 bis 
4 zu versehen. ^WircJ der Nachweis irn Zusammontiang mit der Beendigung der Pflicht­
versicherung erbracht, ist er um (Jen Hinweis zu ergänzen, dass die aufgrund der Pflicht­
versicherung erwtjrbene Anwartschaft bis zum erneuten Beginn der Pflichtversicherung 
bzw. bis zum Eintritt des VerSicherungsfalles nicht dynamisiert wird, wenn die Warlezeit von 
120 Umlage-./ Pflichtbeitragsmonalen (§ 66 Abs. 3} nicht erfüllt ist. 

(?) 'Die Mitarbeiter können nur innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Zu­
gang des Nachweises gegenüber dem Beteiligten schriftlich beanstanden, dass die von 
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diesem zu enirichtenden Beitrage oder die zu meldenden EnUjeito nicht oder nicht vollstän­
dig an die Kasse abgeführt oder gemeldet worden sind. 

(3) Freiwillig Versicherte, die nicfit bereits von Absatz 2 erfasst sind, können nur innerhalb 
einer Ausscfilussfrist von sccfis Monaten nach Zugang des Nachweises über die einge­
zahlten freiwilligen Beiträge gegenüber der Kasse schrifllicfi beanstanden, dass oiese 
Beitrage nicht oder nicht vollständig m dein Nachweis enthalten sind. 

(4) Beanstandungen In Bezug auf die ausgewiesenen Bonuspunkte sind inncrfialb einer 
Ausschlussfnst von sechs Monaten nach Zugang des Nachweises scfiriftlicti unmittel­
bar gegenüt)er der Kasse zu erheben. 

§52 
Ausschlussfristen 

(1) Der Anspruch au f Betriebsrente für ein r.}n Zeitraum, der mehr als zwei Jahre vor dem 
Ersten des Monats liegt, in dem der Antrag bei der Kasse eingegangen ist, kann nicht 
mehr geltend gemacht werden (Ausschlusslrist). -Dem Antrag steht eine Mitteilung des 
Berechtigten gleich, (fie zu einem höheren Anspruch führt. 

(2) Die Beanstandung, die mitgeteilte laufende monatliche Betriebsrento, eine Renlennach-
zahlung, eine Abfindung, eine Beilragserstattung oder eine Rückzahlung sei nicht oder 
nicht in der mitgeteilten Höhe ausgezahlt worden, ist nur scfi riftüch und innerhalb einer 
Ausschlussfnst von einem Jahr zulässig: die Fr ist beginnt bei laufenden Betriebsrenlen 
mit (fem Ersten des Monats, für den die Betriebsrento zu zahlen ist, im l^Jbrigen ml! dem 
Zugang der Mitteilung über die r^ntsprecfiendc Leistung, 

(3) Auf (Jic Ausscfilussfrist ist m der Mitteilung über die Leistung bzw. den Nactiweis fiinzuwei-
sen. 

(4) Diese Vorschrift gilt nicht für die freiwillige Versicherung. 

§52a 
Verjährung 

(1,1 Em Anspruch aus der freiwilligen Versicherung verjährt in fünf Jahren: die Verjährung beginnt 
mit dem Ende des Jahres, in dem die Leistung verlangt werden kann. 

(2) Isl ein Anspruch schriftlicfi geltend gemactil worden, ist die Verjährung bis zum Eingang 
der schriftlichen Entscheidung der Kasse beim Berechtigten gefiemrnt. 

(3) 'Lehnt die Kasse gegenüber dem Berechtigten den geltend gemachten Anspruch ab. ist sie 
von (Jer Verpflichtung zur Zahlung frei, wenn der Anspruch nichl innerhaib von sechs Monaten 
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gerichtlich geitrHid gemacht w;rd. ^Die Frist beginnt mit der schriftlichen At)lehnung des 
Anspruchs unter Angabe der mit dem Frislablauf verbuncfenen Rechtsfolge. 

Vierter Teil 
Finanzierung und Rechnungswesen 

Abschnitt I 
Allgemeines 

§53 
Kassenvermögen 

(1) Das Kassenvermögen dient ausschiießlich zur Deckung der satzungsmäßigen Leistungen 
und der Verwaltungskosten der Kasse. 

(2} Die Mittel der Kasse werden 

a) in der Pflichtversicherung durch Pflictitbeilräge uricJ Sanierungsgeider. 
b) in der freiwilligen Versicherung durcfi freiwillige Beiträge einschließl ich der Alters­

vorsorgezulagen 

sowie durch Verrnögenserträge und sonstige Einnahmen aufgebracht, 

§54 
Vermögensanlage 

'Dos Kassenvermö gen ist nach den Grundsätzen des § 54 VAG so anzulegen, dass  
möglichst große Sicherheit und Rentabilität bei jederzeiliger LiquicJität und angemesse­
ner Mischung und Streuung crreicfit werden. ̂ Die Kasse regelt die Anlage ihres Vermögens 
durch Richtlinien 

§55 
Getrennte Verwaltung 

(1) 'Innerfialb des Kassonvermögens werden drei getrennte Abrechnungsverbände geführt, 
und zwar 

a) für Anwartschaften und Ansprüche, die auf nach dem 31. Dezember 2001 entrichteten 
Pflichtbeiträgen beruhen (Abrechungsverband P), 
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b) für Anwartschaften und Ansprüche, die auf nacli dem 31. Dezember 2001 enfrichlelen 
freiwilligen Beilrägon beruhen (Abrechnungsverband F), und 

c) für alle übrigen Anwartschaften und Ansprüche (Abrechungsverband S). 

für cie eigene vGrsicherungslecf;riische Bilanzen erstellt werden. •'Diese sind vom Verant­
wortlichen Aktuar (§ 7) zu teslieron. 

(2) 'Für jeden Abrechnungsverband werden binnahrnen und Ausgaben einschließlic h der 
Kapitalanlagen gesondert verwaltet. ''Dabei werden leilvermogen gebildet und die IJber-
schösse für jeden Abrechnungsverban d gesondert ermittelt. 

§56 
Versicherungstechnische Deckungsrückstellungen 

(1) Für die Abiechnungsverbande nach § 55 Abs. 1 wir d in der Bilanz jeweils e ine eigene 
Deckungsrückstellung in I löhe des versichcrungsrnafhematischen Barwerts aller am 
Bilanzstichtag bestehenden Anwartschaften und Ansprüche eingestellt. 

(2) Der für die Ermittlung zu berücksichtigende Rechnungszins und die Venwaltungskosten 
werden im Rahmen des versicherungstechnischcn Geschäftsplans festgelegt. 

§57 
Verlustrücklage 

'Zur Deckung von Fehlbeträgen ist für jeden Abrer^fmungsverband eine Verlustrücklage 
zu biloen ^Der V erlustrücklagc sind jahrlich rninrJestens 5 v. H. des sich aus der 
versicfierungslechnischcn Bilanz ergeben den Überschusses zuzufü hren, bis diese ei­
nen Stand von 10 v H. der Deckung srückstollung erreicht oder nacfi Inanspruchnahme 
wieder erreicht. 

§58 
Rückstellung für Leistungsverbesserung 

(1') Der Überschuss, cer sich entsprecncnd dem vcrsichorungstechntschen Geschäftsplan 
ergibt, wird getrennt nach Abrechnungsverbänden in die Rückstellung für Leistungs­
verbesserung eingestellt, soweit er n icht zur Bildung w eiterer gescfiäftsplanmäßig fest­
gelegter Rückslellungen benötigt wird. 

(2) 'Diese Rückstellung dient der Verbesserung oder Erriöfiung von Leistungen, insbesondere 
zur Gewährung von Bonusounkten. --Sie kann zusätzlich zur Deckung von f'ehlbeträgen 
herangezogen werden, wenn die Vcriustrücklage nich! ausreicfit 

47 



(3) Tür die Bemessung der Bonuspunkte wird im Abrechnungsverband S die anteilige Rück­
stellung für Leistun gsverbesserung um 95 v. H. eines fiktiv en Zinsertrages erhöht. ^Der 
fiktive Zinsertrag bernisst sich nacti der durct'schriittlichen laufenden Ver7lnsung der 
zetin nach der Bilanzsumm e grölMen Pensionskassen gemäß dem zum Zeitpunkt der 
Fertigstellung der versicherungstectmischen Bilanz jeweils aktuellen Geschäftsbericht der 
ßurrdesanslait für Finanzdienstleistungsautsicht. A^/eist die versicherungstechnische Bilanz 
im Geschäftsjahr einen Verlust aus, dann ist zunächst der Lrhöhungsbetrag gemäß Satz 1 
um diesen Verlust zu vermindern. -Verbleibt ein positiver Wert, dann erhöht sich die arrteilige 
Rückstellung für Überschussbeteiligung im Abrechnungsverband 8 um diesen Werl. -Um 
den Erhöhungsbetrag nach den Sätzen 1 bis 4 wird der Fehlbetrag für den 
Abrechnungsverband S erhöht. 

§59 
Deckung von Fehlbeträgen 

( l) Ergibt sich im Abrechungsvorband P ein Fehlbetrag, d er durch die Inanspruchnahme 
der Vcriustrücklage und die Rückstellung für künttige Leistungsverbesserung nicht ge­
deckt werden kann, kann die Kasse den Pflichtbeitrag erhöhen. 

(2) Ergibt sich t)ei der freiwilligen Ver sicherung ein Fetiibetrag, der durch öle Inanspruch­
nahme der Verlustrücklage und die Rückstellung für künftige Leistungsverbc^sserung nicht 
gedeckt werden kann, so können die Anwartschaften und A-nsprüctie um t)is zu 25 v H. 
ihres ursprünglichen Betrages herabgesetzt werden. 

(3j Die Maßnahmen nacti den Absätzen 1 und 2 werden auf Vorschlag des Vorstands vom 
Verwallungsrat beschlossen. 

§60 
Verwaltungskosten und Rechnungslegung 

(1) Geschäftsjahr ist das Kaleiiderjahr 

(2) Die VerwaliungsKosten (Personal- und Sachaufv./and der Kasse) sind 'm Voraus durch 
einen Haushaltsplan zu voranschlagen. 

(3) Dm Kasse hat für jedes Geschäftsjahr eine Jahresrechnung zu erstellen. 

(4) Die Jahresrechnung besteht aus 

a) dem Jatiresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Veriusirectinung und Anhang). 
b) dem I agebericht 
c) der Rechnung über die Verwailungskosten. 
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(b) Für die Aufstellung und Gliederung des Jahresabschlusses und (fes Lageborichls gelten die 
Vorschriften des Handelsgesetzbuches, der Verordnung über die Rechnungslegung der 
Verstcherungsunfernehrnen sowie die mit der Versicherung saufsichf (§ 9) getroffenen 
Vereinbarungen. 

Abschnitt II 
Pflichtversicherung 

§61 
Aufwendungen für die Pflichtversicherung 

Der Beteiligte ist Schuldner der 

a) Ptlichtbeitiäge (§ 62 Abs. 1 und Abs. 2) und 
b) Sanierungsgelder t§ 6 3) 

einschließlich einer d urch kirchliche Arbeitsrechtsregeiung oder tarif- oder arbeits­
vertraglich vereinbarten Eigenbeteiligung dor./des Pflichtversicherten, 

§62 
Pflichtbeiträge 

(1) Der Pflichtbeitrag ist in Höhe von 4 v. H. des Zusatzvers orgungspflichtigen Entgelts zu 
zahlen. 

(2) 'Beteiligte im Beilriltsgebiet können als Pftichtl)eiträge folgende Ivtindestsätze kBisten 

für das Jatir 2002 1 v. H. 
für das Jahr 2003 2 v. H 
für das Jahr 2004 2 v. H, 
für das Jahr 2005 3 v. H. 
ab dem Jahr 2006 4v. H. 

des Zusatzversorgungspflichtigen Entgelts (Absatz 3). '"Wird der Pflichtbeitrag von 4 v. H . 
nach Satz 1 unterschritten, werden Verso rgungspunkte nach § 34 entsprechend dem 
Verhältnis von tatsachlich geleistetem Beitrag zum Pflichtbeitrag von 4 v. H, erworben 
(§ 34 Abs. 2 Satz 3). 

(3) 'Zusalzversorgungspflichtiges Entgelt ist, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt ist, 
der steuerpflichtige Arbeitslohn 
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-Kein zusaizversorgungspJiichtiges Eintgeft sind 

a) Bestandteile des Arbeitsentgelts, die aut einer Verweisung auf beamtenrecfitliche 
Vorschriften beruhen, soweit die beamtenrechtlichen Bezüge nicht ruhegehalfläfiig 
sind, sowie Bestandteile des Arbeitsentgelts, die durch kirchliche Arbcitsrochts-
regelungen, Tarifvertrag, Betriobsvcreinbarung, Dienstvereinbarung oder Arbeitsver­
trag ausdrücklich als nicht zusatzversorgungspflichtig bezeichnet sind. 

b) Aufwendungen cJes Arbeilgebers für eine 7ukunftsslcf)crung der Mitarbeiter. 
c) Krankengekizuscfiusso. 
d) einmalige Zahlungen (/. B. Zuwendungen, Urlaubsabgeltungen), die aus Anlass der 

Beendigung, des Eintritts des Ruhens oder nach der Beendigung des Arbeils vor-
haltnisses gezahlt werden, mit Ausnahme der Teiizuwondung. die dem Beschäftig­
ten gezahlt wird, c ter mit Billigung des Bofelli gton zu ()inem anderen Beteiligten der 
Kasso oder einem Mitglied einer anderen Zusetzverserg ungseinrichtung irn Sinne 
von § 27 Abs. 1 uf)ergotreten ist. 

e) einmalige Zahlungen (z. B Zuwendungen) insoweit, als bei ihrer Berechnung Zeiten 
berücksichligt sind, für cJie keine Beitrage für laufrindos zusatzversergungspflichtiges 
Entgelt zu entrichten sind. 

f) vermögenswirksame Leistungen, Jubiiaumszuwendungen, 
g) Sachbczügc. die während eines Zeitraumes gewährt werder^. für (Jen krjin iaufenoes 

zusatzversergungspflichtiges Entgelt zusteht, 
h} geldwerte Vorteile, die stGuerlich als Arbeitslohn geiten. 
I) geldliche Nebenleistungen wie Ersatz von Werbungskosten (z B. Aufwendungen für 

Werkzeuge, Berufskleidung, Fertbiidung) sowie Zuschüsse z B. zu Fa hr-. Heizungs , 
Wehnungs-, Essens-, Kontolührungskeslen, 

j) Mretbe.träge an Beschäftigte mit Anspruch auf I ronnungsgekJ (Trennungsent-
schädiguny), 

kl Sch'jibcihiltcn, 
I) (einmalige Zuwendungen anlässlich des Erwerbs eines Diploms eincer Veiwaitungs- oder 

Wirtscfiaffsakadomic, 
m) Prämien im Rahmen dos befiordlichen oder betrieblichen Vorscfiiagswcsens, 
n) Frlindorvergütungen, 
o) Kassenveriustenlschädigungen (fvlanKogolder, Fehigeldenlschädigungen). 
p) Einkünfte, d'e aus ärztlichen Liquidationscrlösen zutließen, 
q) einmalige Unfallentschädigungen 
r) Aufwandsentschädigungen; reisekostenähnliche Entschädigunge n; Entgelle aus 

Nebentätigkeiten; Tantie men, Provisionen . Absohlussprärnien u:ic entsprechende 
Leistungen: einmalige und sonstige nicht laufend monallich gezahlte über- oder außer-
tarifliche Leistungen, 

s) Zuschläge für Sonntags-, Feiertags und Nachtarboil 

"'Kein züsatzversorgungspflk^htiges Entgelt ist ferner der Teil des steuerpflichtigen Arbeils-
entgelts, der nach Ariwerutung des Satzes 1 den 2,r)-[achen Wert der monatlichen 
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BeitragsberTiessungsgrenze in cJor gesetzlichen Henlenversicherung (West bzw. Ost) über­
steigt: wenn eine zusatzversorgungspfiichtige Zuwendung gezahlt wird, ist der vorgenannte 
Wert jährlich einn-ial im Monat der Zahlung der Zuwendung zu verdoppeln "Haben Beschäf­
tigte für einen Ka'endermo nat oder für einen Te il eines Kalenderm onats Anspruch auf 
Krankengeldzusohuss - auch wenn dieser wegen der Höhe der Baricistungen des 
Sozialversicfierungsträgers nicht gezahlt wird gilt für dies en Kalendermonat als 
zusalzversorgungspflichtiges Entgelt der Urlaubslohn (zuzüglich eines etwaigen Sozialzu­
schlages) t)zw. die Urlaubsvergütung für die Tage, für die Anspruch auf Lohn, Vergütung, 
Urlaubslohn. Urlaubsvergütung oder Krankenbczugr:) besteht. -In diesem Kalenderrnonat 
geleistete einmalige Zahlungen sind neben dem Urlaubslohn bzw. der Urlaubsvergütung 
nach Maßgabe der Sätze 1 und 2 zusatzversorgurxjspflictitiges Entgelt. "Für Mitarbeiter, die 
zur IJbornahme von Aufgaben der EnlwiCKlungshiüe im Sinne des § 1 Eritwicklungshclfcr-
Geset/vorn 18. Juni 1969 in der jeweils geltenden Fassung ohne Arbeitsentgelt beurlautji 
sind, hat der Beteiligte für die Zeit der Beurlaubung Beitrage an die Kasse abzuführen, wenn 
der Träger der Entwicklungshilfe die Beiträge erstattet. T'ür die Bemessung dar Beiträge gilt 
als zusalzversorgungspflicfitiges Entgelt das Entgelt, von dem noch § 166 Abs. 1 Nr A 
SGB VI die Beiträge für d'O gesetzliche Rentenversicfierung zu berecrineri sind. -Verminde 
rungen. des slGuerpfiichtigen Entgelts aufgrund einer Entgellumwandiung gelten als steuer­
pflichtiger Arbcits'ohn. 

(4) 'Wird Altersteilzeit nach dem 31. Dezember 2002 begonnen, ist - unter Berücksichtigung 
des Absatzes 3 Satz 1 - zusalzversorgungspflictitiges Entgelt wafirend des Alters 
teiizeilarbeit.sverhaltnisses das 1,fi-(ache der zur Haltte zusteh enden Bezüge nacfi § 4 
des Tarifvertrages zur Regelung der Altersteilzeitarbeit (TV ATZ) zuzüglich derjenigen Bezüge, 
die in voller Höhe zustehen. Wird ein Beitrag an die gcsotzÜchG Rentenversicherung gezahlt, 
der den Mindestbeitrag nach §3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, b des Atersteiizeitgesetzes übersteigt, 
ist das zusatzversorgungspflichtigo Entgelt entsprechend zu erhöhen. 

(5) 'Für Beteiligte der Kasse, die sicfi in einer wirlscfiaftlicifien Notlage befinden, kann für die 
Pflichtversicherung arbeitsrectitilcti geltend gemactil werden, dass für die Zusage von 
Leistungen für die Dauer von bis zu drei Jahren bis zu einer Mindesthöhe von 2 v. H. von der 
nach § 34 At)s. 2 zugesagten Leistung abgewichen werden kann ^In diesem Fall hat der 
Beteiligte das enisprechcnd vorminderte zusaizvcrsorgungspfiichrige Entgelt zu meiden. 
•^Entsprechend dor Verminderung der Leisturigszusage für die bei dem Boteiiigten 
beschäftigten Pflichtversicherten reduziert sich für den Beteiligten insoweit der zu zahlende 
Betrag an die Kasse. 
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§63 
Sanierungsgeld 

(1) D>e Kasse kann ein Sanierungsgeid zur Deckung eines Hohlbetrages im Abrechnungs­
verband S erheben (§ 3 a Abs. 1 Buchst, e ). 

(2) 'Bernessungsgrundiage für das pausctiai durch die Beteiligten zu entrichtende 
Sanierungsgeid ist die Gesamtsumme der zusalzversorgunyspflichtigen Entgelte der 
Pflichtversicherten des Abrcchnungsverbandes 8 sovile das Fünffactie der (iem At)-
rechnungsverband 8 zuzuordnenden Renten. -Der auf den eirr zelnen Beteiligton entfal­
lende Anteil der B emessungsgrundlage entspricht dem Verhältnis der Summe der 
zusatzversorgungspfiichtigen Entgelte seiner Pflic:htversicherten im Abrechnungsverband 
8 zur Gesamtsumme der zusatzversorgungspfiichtigen Entgelte aller Pflichtversicherten 
im Abrecfinungsverband 8. 'Als Pflichtversicherter im Abrechnungsverbond 8 gilt jeder 
Pflichtversicherte mit Anwartschaften auf Leistungen, cfie aus dem Abrecliungsverband 
8 zu erbringen sind. 

(3) 'Das Sanierungsgeld beträgt ab dem 1. Januar 2003 0,5 v. H. derBcmossungsgrundlage. 
-Im Beitrittsgebict beträgt das Sanierungsgeld 0.2 v. H. (fer Bemessungsgrundlage. ^In 
regelmäßigen Zeitabständen, spätestens aber fünf Jafue nach der letzten Festsetzung, 
ist zu prüfen, ob und in welcher Höhe ein Sanierungsgeld weiter zu zahlen ist. 

(4) 'Das Sanierungsgeld wird von der Kasse nach Abschluss der Jahresabrechnung für das 
vorangegangene Kalenderjahr erhoben. -'E s w ircJ mit Bescheid der Kasse fäll ig und ist 
bis zum Ende des Monats an die Kasse zu zahlen, der rJem Monat der Zusteltung des 
Bescfieides folgt. 65 Satz 3 gilt entsprechend. 

§64 
[offen] 

§65 
Fälligkeit von Beiträgen 

'Die Beiträge sind in dem Zeitpunkt fällig, in dem das Zusatzversorgungspflichtige Entgelt 
dem Versicnerten zufließt. 'Sie müssen bis zum Ende ces Kalenderrnonats der Fälligkeit bei 
der Kasse eingegangen sein. •Beitr<äge, die nach diesem Zeitpunkt eingehen, sind bis zum 
Tage der Gutschrift mit jährlich fünf Prozontpunkton über dem an diesem Tage geltenden 
Basiszinssatz nach § 247 Abs. 1 BGB zu verzinsen. Bei rückvvirkender Anmeldung gilt Satz 
3 lur die Zeit ab Beginn der Versicherung entsprechend. 
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§66 
Überschussverteilung 

(1) 'Im Rahmen der versicherunoslechnischen Bilanz tür cJie Pfl.'chtversicherjng worden d e 
Überschüsse jahrlich bis zum Jahresende für das vorangegangene Gescfiäftsjahr fest­
gestellt. ''Dabei werden, soweit nicht § 58 Abs. 3 zur Anwendung kommt, die tatsächlich 
erzielten Kapitalerträge berücksichtigt. 

(2) Über die Zuioilijng von Bonuspunkteri entscheidet der Verwaltungsral auf Vorschlag des 
Vorstands. 

(3) 'Für die Zuteilung der Bonuspunkle kommen die am Elnde cJes laufenden Geschäflsjaf-res 
Pflichtversicherter'! sowie die zum gleichen Zeitpunkt beitragslrei Versicherleri, die eine 
Wartezeit von 120 Ur'niage-./Pfiichtbeitragsmonaten erfüllt haben, in Betracht: § 32 Abs 1 
Satz 4 gilt entsprechend für ü bergeleiteie Zeiten, deren Berücksichtigung bei der 
Bonuspunkteverieilung ir -n Überieitungsabkommen vorgesehen ist. "Mitarbeit er, deren 
Arbeitsverhältnis in Folge von Witteningseinflüssen oder wegen anderer Naturereignisse 
nach besonderen tarifvertragiichcn Vorschriften geenctet fiat und die bei Wiederaufnafirne 
der Arbeit Anspruch auf Wiedereinstcllung haben, sowie Saisonbeschäftigte. die bei Beginn 
der nächsten k-aison voraussichtlich wieder eingestellt v^/ercJen, gelten als Pflichtversicherte 
imS'nnedes Satzes 1 

Abschnitt III 
Freiwillige Versicherung 

§67 
Beiträge 

(1) Schuldner der Beiträge für die froiwilllge Versicherung ist der/die Vers.cherungsnehrrier,' 
in. 

(2) 'Die Beiträge sind in gleichbleibender I löfie monatlich zu entrichten; Einmalzahlurigeri können 
zugelassen werden. '"Die Kasse kann Mindestbeiträge festlegen. 

§68 
Überschussverteilung 

(1) 'Im Rahmen cJer vorsicherungstechnischen Bilanz für die treiwiliige Versicherung werden die 
Überschüsse jährlicfi bis zum Jahresrjndc für das vorangegangene Geschaltsjafir festgestellt. 
'§ 66 Abs. 2 gilt entsprechend. 

[2] Für die Zuteilung der Bonuspunktß kommen alle am Ende des laufenden Geschäftsjahres 
freiwillig Vcrsiaherlen einschließlic^f; der oeitrogsfrei Versicherten in Belracfit. 
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Fünfter Teil 
Übergangsvorschriften zur Ablösung des bis 31. Dezember 2001  

maßgebenden Leistungsrechts 

Abschnitt i 
Übergangsregelungen für Rentenberechtigte 

§69 
Am 31. Dezember 2001 Versorgungsrentenberechtigte 

(1) Die Versorgungsrenten, die sich ohne Berücksichtigung von Nicntzahiungs- und Huhens-
rogolungen ergeben, un d die Ausgleichsbotrage nacti dem bis 31. Dezember 2000  
geltenden Zusatzvorsorgungsrecht wejrcJen für die am 31. Dezember 2001 Versorgungs-
rontenbercchtigton und versorgungsrentenberechtigten Hinterbliebenen zum 31. Dezem­
ber 2001 festgestellt. 

(2) 'Die nach Absatz 1 testgestelllen Versorgungsrenten werden vorbehaltlich des Satzes 3  
als Besitzstandsrenten weitergezahlt und entsprechend § 37 dynamisiert ^Die abbau­
baren Ausgicichsboträge werden jeweils in Höhe dos Dynamisicrungsgewinns abge­
baut; die n-ch t abbaubaron Ausglcicnsocträgn werden nicht dynamisie rt. '^Dic am Ta g 
vor In-Kraft-Treten dieser Satzung gellenden Regelungen über die Nichtzahlung und das 
Ruhen sind entsprechend anzuwenden. 

(3) Iis gelten folgencfe Maßgaben-

0) Für Neuberechnungen gilt § 38 mit der Maßgabe, dass zusätzliche Ver sorgungs-
punkte nach Satz 2 zu berücksichtigen sind. ^Soweit noch Zeiten vor dem 1 Januar 
2002 zu berücksichtigen sind, wird eine Startgulschrift entsprechend den §§ 72 bis 
74 ocrechnet: übersteigt der hie rnach festgestellte Betrag den Betrag, der sich als 
Versorgungsrente am 31. Dezember 2001 ergeben hat bzw. ohne Nichtzahlungs- und 
RuhcnsvcDrschriften ergeben hätte, wird die Differenz durch den Mossbetrag geteilt und 
dem VcKSorgurigskonto (§ 3^ Abs. 1) als Startgutschrift gutgeschrieben. 

b) § 36 Abs. 3 und die §§ 40 bis 52 gelten entsprecherrd. 

c.i 'Hat dir; Versorgungsrenle vor dem 1. Januar 2002 geendet und besteht die Möglichkeit 
einer erneulen Rentengewafirung. ist die Versorgungsrente, die sich unter 
Außerachtlassung von Nichtzahlungs- u nd Ruhensvorschriften und ohne Berück­
sichtigung eines Ausgloichsbetrages (Absatz 1) am 31 Dezember 2001 ergeben hätte, 
durcfi den Messbetrag zu teilen und als Startgutschrill auf dem Versorgungskonto (§ 34  
Abs. 1) gutzuscfireibcn; im Übrigen gelten in diesen Fällen die Vorscfiriften des Punkto-
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rnodclls. ̂ Salz 1 gilt entsprechend, wenn der Versicherungsfali vor dem 1 Januar 2 002 
eingetreten ist, die Versorgungsrente jedoch erst nach dem 1 .Januar 2002 beginnt. 

(4) Sind (ier Vcrsicherungs'oil der teilweisen oder vollen Erwerbsminderung und der Renten­
beginn im Jahr 2001 eingetreten, gelten insoweit die bisher maßgetiondcri Satzungs-
regelungcri - einschließlich der Regelungen der Satzung in der Fassung der 37.. 38 und 
39. Satzungsänderung vom 19. Okto ber 2001 und 18. April 2002 - fort. 

(5) Stirbt eiri(;/oiri unter Absatz 1 fallcnd e/r Versorgungsrcntenberechtigte/r. gellen die Vo r­
schriften des Punktemodells für Hinterbliebene ontsprcchend. 

§70 
Am 31. Dezember 2001 Versicherungsrentenberechtigte 

(1) Für Versictierungsrentenberectitigle und versicherungsrentenberechtigte Hinterbiiebe 
ne. deren Vorsicherungsrento spätestens am 31 Dezember 2001 begonnen hat, wird 
die arri 31. Dezember 2001 rnaf^gebende Versictierungsrente festgestellt. 

(2) Die nach Absatz 1 festgestellten Versicherungsronten v/erden als Bcsitzslandsrenten 
weitergezahlt und entsprechend § 37 dynamisiert. 

(3) § 69 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 bis 5 gelten entsprechend. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Leisfungen nach der am Tag vor In-Kra ll-Treten dieser 
Satzung geltenden Sonderregelung für Arbeitnehmer im Beitrittsgebiet (§ 108 a der Sac-
zung in der am 31. Dezember 2001 geltenden Fassung) u nd für Betriebsrenten nach 
§ 18 BetrAVG, die spätestens am 31. Dezember 2001 begonnen haben, entsprechend 

§71 
Versicherte mit Rentenbeginn am 1. Januar 2002 

Für Rentenberechtigte, deren Rente am 1, Januar 2002 begonnen hat. finden die §§ 69 und 
70 entsprechende Anwendung. 
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Abschnitt II 
Übergangsvorschriften für Anwartschaften der Versicherten 

§72  
Grundsätze 

{1) 'Für die Versicherton Vierden die Anwailschaftcn nacn dem am 31. Dezember 2000 gelten­
den Recht der Zusatzversorgung entsprechend §§ 73 und 74 ermittelt. 'Die Anwartschaften 
nach Satz 1 werden unter Einschluss des Jahres 2001 ohne Berücksichtigung der 
Altcrsfaktoren in Versorgungspunktc umgerechnet, indem der Anwartschaftsbetrag cJurch 
den Messbetrag von vier Euro geleilt wird; sie werden den Versorgungskonten (§ 34 Abs 
1) ebenfalls gutgoscfirie?t)en (Startgutsehrif ton). 

(2) Für die Berechnung der Anwartscfiaften sin d, soweit jeweils rjrford erlich, die Rechen­
größen (insbesondere Entgelt, Gesamtbeschaftigungsquotient, Steuedabelle, 
Sozialversicherungsbeiträge. Familienstand, aktueller Rentenwert. M indestgcsamt-
vorsorgung) vom 31. Dezember 2001 maßgebend: soweil gesamtvcrsorgungsfähiges 
Entgelt zu berücksichtigen ist, ergibt sicfi cJieses - ohne Berücksichtigung einer Erhö ­
hung zum 1. Januar 2002 - aus den entsprechenden Kalenderjahren vor diesem Zeil-
punkl. -Für die Renfenbercchnung nach § 18 Abs. 2 BetrAVG Ist das am 31. Dezember 2001  
geltende Rentenrecht maßgebend. 

(3) 'Beanstancungen gegen die mitgetoiho Slartgutschrift sind innerhalb einer Ausschluss-
frlst von soctis Mo-nalen nach Zugang des Nachweises der Kasse schrittlich unmittelbar 
gegenüber df)r Kasse zu erh eben. ^Auf die Aussc hlussfrisf ist in d em Nachweis hinzu­
weisen. 

§73 
Höhe der Anwartschaften für am 31. Dezember 2001 schon 

und am 1. Januar 2002 noch Pflichtversicherte 

fl) 'Die Anwartschaften der am 31. Dozembfir 2001 schon und am 1 Januar 2002 noch 
Pflichtversicherten berechnen sich nacfi § 18 Abs. 2 BetrAVG. soweit sich aus Absatz 2  
nichts anderes ergibt •''Satz 1 gilt entsprechend für Beschäftigte, die nach den am 
31. Dezember 2(X)0 geltenden Vorschriften der Kasse als pflichtversictierl gelten. 35 a der 
Satzung in dei am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung findet Artwendung, soweil 
seine Voraussetzungen zum 31. Dezember .7001 bereits erfüllt waren. 

(2) 'Für Besc-hät gte im Tarifgebiet West tnw. Beschäftigte, die P'lich'versicher jngsze.ten in der 
Zusatzversorgung vor dem 1. Januar 1997 haben, und d;e am 1. .lanuar 2002 das 55.  
Lebensjahr vollendet haben (rentennahe Jahrgonge). ist Ausgangswert für die bis 31. De­
zember 2001 in der Zusatzversorgung (Gosamtversorgung) erworbene Anwartschaft die 
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VerscjrgungsrcRle. die sich unter Beacl';lurig der Maßgaben oes ^ /?, irsbesoiidere unter 
Rcrücksichtigur^g der MndesfgesarrKvorsorgjng (§ 32 Al:)s. 5 der Satzung in cJer am 31 
De7(jmber2001 rnaf^gebcnden f 'assuny) uf?d do&§ 3b aoer Satzung in der am 31. De­
zember 2001 n"'a3gobenden hassung, für die./dcn Berechligte./n bei Eintritt des Vefsiel>e-
rungsfalles am 31. Dezember 2001. frohcstons jedoch zum Zeitpunkt der VollencJungdes 
63. Lebensjatirris vor Berücksictitigung dos Aosehiags ergeben würde ^on diesem Ai is-
gangswerl ist der Betrag ab/u/ietien. den die Vcrsicherlen aus dem Punktemode!! t)is zur 
Voüendu.'ig des 63. l.ebonsjatires vor B orück.sichtigung ces Absc:h!ags noch erwerben 
könnten, wenn fiir sif3 zusatzversorgungsplüciitigo Entgelte in Höhe des mit dem Gesamt-
kwschäftigungsquolienten vorvieifachten gesamlversoryurigsfänigen Lntgeits gezahit wür­
den.'Sind am 31. OezemlDer 2001 die Voraussetzungen lürdicj Berücksichtigung des S 100 
Abs. 3 der Satzung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Frjssung erfüllt, berecl inet 
sich der Versorgungs-Vomhundertsatz nacfi dieser Vorschrift mit der Ma,3gat)0. dass noch 
§ 100 Abs. 3Satz2 BuctisL a der Satzung in der ar-^: 31. Dezember 2001 maßgebenden 
Fassung abzuz.iohondo Monate dieMoriate sifid, diezwischen dem 31. Dezember 1991 
und dem Ersten des Monats iicgcn, der auf die Voliendiing des 63. L cbcnsjafires folgt. 'Die 
Salze 1 bis 3 gelten lür Besf:fv3ftigtc. die am 31. Dezember 2001 das 52. l..ebonsjahr voiieri-
det fiübf:n und eine Rente lür schwerbefiindcrtc Menschen beanspruci len konnten, wenn sie 
zu diesem Zeitpunkt bereits das 60. i .cbcn.sjahr vollende! hallen, entsprechend mit der 
Maßgabe, dass an die Steile des 63. Lebensjahres das onispreche.nde. für sie individuell 
irüheslrnögiichc Eintriitsaiter in d:e abschiagsfreic Rente für schwerbehinderte Mensclion 
maßgebiicii ist. -Worden -n den Fai.en des Satzes 4 die Voraussetzungen fv'ir die 
Mindeslgesamtvcrsorgung zwischen dem Zeitpunkt dr^r Hrjchrccnnung nach Salz 4 unri 
der Vollendung dos 63. l.cöcnsjahres erfüllt, erfolgt die Berechnung der Anwartschaft ab­
weichend von Satz 4 bezogen auf de n Zeitpunkt, zu dem die Voraussetzungen der 
Mridestgesarntversorgung eriüiit wären. 

(3) Für Beschäftigte im Tarifgeniel West b/w. für Beschäftigte, die Rflichtversicherungszeiton 
in der Zi.satzvorsorgung v or dein 1. Januar 1997 hatjon. und die vor dem 14 Novem­
ber 2001 Al'orsteiizci t oder einen Voiruiieslan (J vereint)art hnl)on, gik Absatz 2 mit fol­
genden Maßgaben: 

a') An die Stelle des 63. Lebensjahres triir das vereintjarte Ende des Alterstcilzcitarboils-
verhälinisses t)zw. in den Fäiicn des Vorruhestandes das Alte r, zu dem nacli der 
Vorruhestandsvereinbarung die Rente beginnen würde. 

bj 'Der an/urechncnde Bezug nach Absatz 4 wird in den Fällen, in denen die 
Mindestgesamtversorgung nach dem bis zum 31. Dezember 2000 geiterukni 7u 
satzversorgungsrechl rnaf3gebiich gewesen wäre, um oie Abschläge verminrjerl. die 
sich zu dem Zeitpunkt, aut den die Startgutsctirift hocngorechnct wird, voraussiclit-
iich ergeben werden; diese Absc;,'iicäge sino der Kasse vorn Beschäftigten n geeig­
neter Weise nachzuweisen. "^Die Startgutsctirift isl in den Fallen des Satzes 1 um den 
Betrag der sich im Zeitpunki der Hochrechnung nach Salz 1 voraussictitiicli ergeben­
der Abschläge gemäß § 33 At)S. 4 zu erhöhen. 
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(3 9) 'Pfl chtversiGl}er:e, bei denen der Versicnerungsfail der vollen Eiworbsrnincierung vor dem 
1 Januar 200/ eingetreten ist, deren S tartgutschrift nach Abs. 1 berechnet wurde und 
die am 31. Dezernt)er 2001 

a) das 47. Lebensjahr vollendet sowie 
b) mindestens 120 Umlagemonate zurückgelegt hatten, 

erhalten in Abweichung von dem üblichen Vorfah ren eine zusä tziiche Startgutschrift in 
Höhe des Betrages, um den die Startguischrift nach Absatz 2 die Startg utschri^t nach 
Absatz 1 übersteigt; bei Berechnung der Startgutschrif t nacti Absatz 2 sind die tvlaß-
gaben der Sätze 2 und 3 zu beachten. 'Die Berechnung erfolgt bezogen auf die Vollen­
dung des 63 Lebcnsjafires. ^Ais anzurechnender Bezug wird die tatsächliche, entspre­
chend Absatz 5 au f das vollendete 63. Lebensjahr hochgerechnete gesetzliche Rente 
zugrunde gelegt. '-Die sich nach den Sätzen 1 t)is 3 ergebende zusätzliche Startgutschrift 
gilt bei Anwendung des § 66 als soziale Komponente im Sinne des S 35. 

(4} 'I ür d e Berechnung der Startgutsctirifl nach Absatz 2 ist die Rentenauskun ft des ge­
setzlichen Rentenversicherungsträgers zum Stichtag 31. D ezr-ember 2001 nach Durch­
führung einer Kontenklärung maßgebend. ''Die Pflichtversicherten haben, sofern sie nicht 
bereits über eine Rentenauskunft aus dem Jahr 2001 verfügen, bis 30. September 2002 
eine Rentenauskunft zu beantragen und diese unverzüglich der Kasse zu übersenden. 
^Sofern die Rentenauskunft aus von den Ptlichtvcrsicherten zu vertretenden Gründen bis 
31 Dezember 2003 n ir^ht beigebracht wird, wird die Startgutsch rift nach Absatz 1 be­
rechnet. 'Bei Vorliegen besonderer Gründe Kann die Kasse eine angemessene Frist­
verlängerung gewähren. ""Sov^eit bis 31. Dezember 2002 bereits ein tMistands- oder rechts­
kräftiger Rentenbescheid der gssetzlictien Rentenversicherung vorliegt, ist • • abweicfiond 
von Satz 1 - dieser Grundlage für die Berechnung nach Absatz 2. 

(5) 'Für die Zeit bis zur Vollendung des 63 Lebensjahres werden Entgelfpunkle in Höhe des 
jährlichen Durchscfinitts der in dem Zeitraum vom 1. Janua r 1999 bis 31. Dezember 
2001 tatsächlich aus Beitragszeiten erv^orbcnen Entgeltpunkte in Ansatz gebracht. -Bei 
Pfhchtversichcrten. die nicht in der gesetzlichen Rentonvcrs'.chorung versichert sind wird 
der anzurechencie Bezug nach der bisher geltenden Regelung tierücksichtigt; Zuschüs­
se werden in Höhe des jährlichen Durchschnitts der in der Zeit vom 1. Januar 1999 bis 
31. Dezember 2001 tatsachlich gemeldeten Zuschüsse in An satz gebracht. in oeri 
Jahren 1999 bis 2001 kein zusatzvorsorgungspflichtiges Entg elt bezogen worden, ist 
gesamtversorgungsfähiges Entgelt das zusatzversorgungspflichtlge Entgelt, das sich 
ergeben hätte, wenn für den gesamten Monat Dezember 2001 eine Beschäftigung vor­
gelegen hälte. -'-Sind m den Jahren 1999 bis 2001 keine Entgeltpunkle erworben worden, 
ist für die Ermit tlung der Entgeftpunkte das rentenversicherungspflichtige Entgelt maß­
gebend. das im Monat Dezember 2001 bezogen worden wäre, wenn während des gesam­
ten Monats eine Beschäftigung vorgelegen nätte: für die Ermittlung der Zuschüsse gilt dies 
entsprechend 
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(6) 'Fjr dio BercchriLinfj der Startgutschrift nach Absatz 1 und 2 haben die Pflichtversicherten 
bis 31. Dezember 2002 dem Beteiligten den Familienstand am 31, Dezember 2001 (§ 32 
Abs. 3 c Buchst, a und b der Satzung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fas­
sung) mitzuteilen. -Der Beteiligte hat die Daten an die Kasse zu me'den, 

(7) I -ür die Dynamisierung der Anwartschaften gilt § 66. 

§74 
Höhe der Anwartschaften für 

am 1. Januar 2002 beitragsfrei Versicherte 

(t) Eine zum 31. Dezember 2001 bestehende beitragsfreie Versicherung nach § 25 der 
Satzung in der am 31. Dezember 2001 maßgebe nden Fassung oder eine am 31. De­
zember beendete Pflichtversicherung wird ab 1. Januar 2002 zu einer beitragsfreien Pflicht­
versicherung (§21). Troiwillig Weiterversicherte können die Umwandlung der freiwilligen 
Wüiterversicherung in eine freiwillige Versicherung zum 1. Januar 2002 beantragen der 
Antrag ist bis zum 31. Dezerrüjer 2002 zu stellen. 

(2) 'Die Slartgutschriflen der am 1. Januar 2002 beitragfr ei Versicherten werden nach der 
arn 31. Dezember 2001 geltenden Versicherungsrentenberechnung ermittelt. Tü r die 
Dynamisierung der Anwartschaften gilt § 66. 

(3) 'Für Beschäftigte im Deitrittsgebiot. für die § 108 a der Satzung in der am 31. Dezember 
2001 gellenden Fassung gilt, findet Absatz 2 mit der fylaßga be Anwendung, dass die 
Startgutschrilten nur nach § 35 der Satzung in der am 31. Dezember 2001 geltenden 
Fassung berechnet werden uncJ der Berechnung das Entgelt zugrunde zu legen ist, das 
bei Pflicfitversichörung in den letzten fijnf Jahren vor Beendigung des Beschäftigungs-
verfiältmsses zusatzversorgungspfli chtig gewesen wäre. T ür diese Beschäftigten gilt 
die Wartezeit als erfüllt 

(4) Für die freiwillig Weiterversicherien gilt Absatz 2 entsprechend. 

§74a 
Sonderregelung für Versicherte Im Beitrittsgebiet 

(I) 'Für dic,/den im Bäilriltsgebiet Vcrsichorte/n, bei der/dem der Versicherungsfall vor Erfül­
lung der Wartezeit (§ 32) eingetreten ist, und der vom 1. Januar 1992 an ununterbrochen 
t)ei einem Beteiligten, dessen Rechts- oder Funktionsvorgänger oder bei einem Arb eit­
geber, der fvlitglicd einer Zusatzversorgungseinrichtung ist, von der Ve rsicherungen zur 
Kasse übergeleitet werrfen, bzv/ bei dessen Rechts- oder Funktionsvorgänger in einem 
Arbeitsverhältnis gestanden hat, das - bei Geltung der am 31. Dezember 2001 maßgeben­
den rassung der Satzung - zur Pflichtversicherui ig geführt hätte, und 
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a) die/der vom i. Januar 1997 an bis zum Eintritt dos Versicherungsfallos ununterbrochen 
pfiichtversichcrt gewesen ist oder 

b) nach dem 1. Januar 1997 

aa) aufgrund einer vom Beteiligten aus betrieblichen Gründen ausgesprochenen 
Kündigung oder aufgrund eines von dem Beteiligten aus nicht verhaltens-
beciingien Gründen veranlassten Auflösungsvertrages aus dem Arbeitsverhält­
nis ausgeschieden, 

bb) vom 1. Januar 1997 an bis zum Ende des Arbcitsvernältnisses ununterbrochen 
pilichtversichert gewesen und 

cc) bei dorn cfer Versicherungsfail nach § 30 Abs. 1 der Salzung in cfor am 31. De­
zember 2001 maßgebenden l'assung vor dem 2. Dezember 2003 eingetreten 
ist. 

gilt die Wartezeit als erfüllt. 'Tritt der Vcrsictierungsfali nach § 30 Abs. 1 Satz 1 Buchst, b, 
c oder e bis g der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung der Satzung ein, rutit 
die Rente in voller f t öhe bis zu dem Zeitpunkt von dem an der Versicherte eine Leistung 
im Sinne des § 30 Abs. 1 Satz 1 Buctist. d in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden 
Fassung erhalten könnte. 

(2) Absatz 1 gilt für I Unterbliebene einer/eines vor Erfüllung der Wartezeit verstorbenen 
Versicherlen entsprechend. 

Abschnitt III 
Sonstiges 

§75 
Sterbegeld 

(1) 'Sterbegeld wird bei Fortgeltung des bisherigen Rechts (§ 49 Abs. 1 bis 3 und 8 der 
Satzung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung) Anspruchsberechtigten 
unter Berücksichtigung des am 31. Dezember 2001 maßgebenden Gesamt-
beschäftigungsquotienten in folgender Höhe gezahlt: 

•ür Sterbefälle im Jahr 2002 1.535 Euro, 
im Jahr 2003 1.500 Euro, 
im Jahr 2004 1.200 Euro, 
im Jahr 2005 900 Euro, 
im Jahr 2006 600 Euro, 
im Jahr 2007 300 Euro. 

•Ab dem Jahr 2008 entfällt das Sterbegeld 
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Der Anspruch auf Slerbegeld isl innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Jahren seil Entstr^-
hen des Anspruchs schrifliicfi t)ei der Kasse geltend zu machen. 

§76 
Übergangsregelung für Beschäftigte oberhalb 

der Vergütungsgruppe I BAT 

•Für Mi tarbeiter, für d;e für De zemoer 2001 und für Januar 2002 noch eine zusät zlicne 
Umlage nach § 62 A 1:)S. 4 der Satzung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden 
Fassung gezahlt wurde, ist in diesem Arbeitsverfiältn is zusatzlich ein Pflichtbeitrag in 
Höhe von neun v. hl. des übersteigenden Betrages vom Beteiligten zu zahlen, soweit das 
monatliche zusatzversorgungspflicntige Entgelt die Summe aus Enogrundvergütung und 
Familienzuschlag einer/eines kinderlos verfieirateten Angestellten der Vergi'itungsgruppc 
I BAT (VKA) bzw. BAT 0 (VKA) - jahrlich einmal einscfiließlicti der Zuwendung, wenn die./ 
der Beschäftigte eine zusatzversorgungspflichtige Zuwendung erhalt - übersteigt. - Die 
sich aus dem übersteigenden zusatzversorgungspflichtigen Entgelt ergebenden 
Versorgungspunktc sind mit 3,25 zu mu ltiplizieren. 

§77 
Ausnahmen von der Versicherungspflicht 

für höherversicheite Mitarbeiter 

Die Mitarbeiter, deren zusätzliche Alle rs- und Hinterbliebenenversorgung im Wege der 
Hüherversicherung bis 31. Dezember 1997 durchgeführt wurde und die seinerzeit keine 
Erklärung zur Teilnahme an der Zusatzversorgung abgegeben haben, sind weiterhin nicht 
zu versichern. 

§78 
Beteiligungsvereinbarungen mit Einzelpersonen 

Bestehende Beteilicjungsvereinbarungen mit Einzelpersonen nach § 10 Abs. 1 Buchst d 
der Satzung in der am 31. Dezember 2001 geltenden Fassung werden als freiwillige 
Versicherungen fortgeführt. 
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Sechster Teil  
Rechtsweg 

§79  
Beschwerde 

(1) 'Gegen die Entscheidung der Kasse (§ 46 Abs. 1} kann innerhalb einer Frist von einem 
Monat nach deren Zustellung Beschwerde beim Vorstand eingelegt werden. ^D ic Be­
schwerde ist schriftlich oder zu Protokoll bei der Kasse einzulegen und zu begründen, 
^Dic Kasse legt die Beschwerde dem Vorstand vor, sofern sie dem Beschwerdobegehren 
nicht entspricht. 

(2) Die Entscheidung des Vorstandes über die Beschwerde ist zu begründen und mit dem 
Hinweis auf die Möglichkeiten der Klage (§ 80) und die Folgen der Fristversäumnis zu 
versehen, 

§80  
Klage 

(1) Gegen die Entscheidung des Vorstandes über die Beschwerde (§ 79) ist innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten nach deren Zustellung die Klage zulässig entweder 

a) zum Schiedsgericht, wenn zwischen dem Anlragsleller und der Kasse vereinbarl wird, 
dass anstelle der ordentlichen Gerichte das Schiedsgericht über den Streitgegenstand 
endgültig nach dem in der Verfahrensordnu ng für das Schiedsgericht geregelten 
Verfahren entscheiden soll (Schiedsvenrag [§§ 10?9 ff ZPO]), 

oder 

b) zum ordentlichen Gericht, wenn ein Schicdsvertrag nach Buchstabe a nicht abge­
schlossen wird. 

(2) Die Klage zum Scfiiedsgericht ist schrifllic:h bei cier Kasse einzureichen und zu tjegründen; 
die Kasse gibt die Klageschrift unverzüglich a n den Vorsitzenden cJes Schiedsgerichts 
weiter. 

(3) "Das Schiedsgericfif entscheidet aufgrund mündlicher Verhandlung oder Im Einverständnis 
der am Schiedsgerichtsverfahren Beteiligten im schriftlichen Vorfahren. -Eine mündliche 
Vfirhandlung muss stattfinden, wenn ein MitglierJ des Schiedsgerichts dies verlangt. ''Das 
Soniedsgericht enlscheidei nicht ijber Maßnahmen des einsKvciltgen Rechtsschutzes (§ 1041  
ZPO). 
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(4) Das Schiedsgerichl fertigt die Schiedssprüche aus und stellt sie den Vcrfahrensbeteiligten 
zu. 

(5) 'Das Verfatiren vor dem Schiedsgericht Ist gebührenfrei. ^Soweit der Klager (turcti fVlutwIl-
len, Verscnleopjngoder Irrefuh.aing erhöhte Kosten des Vertahrens veranlasst, kann das 
Schlerisgerlctil Itirn diese ganz oder lollweise auferlegen. 

§81 
Zustellungen 

'Zustellungen sollen, falls die Beteiligten einen Bevollmächtigten bestellt haben, an diesen, 
andernfalls an (fie Beteiligten seltDst bewirkt werrfen. Törrniicho Zustellungen Im Heschwer-
ce- und Scnleasgerichtsverfahren sowie bei der Kündigung der Beteiligung können 
unmittelbar durch die Post entweder durch Postzustellungsurkunde oder durch Einschrei-
t)en gegen Rückschein bewirkt werden. 

Siebter Teil  
In-Kraft-Treten 

§82  
In-Kraft-Treten 

(1) 'Diese Satzung tritt mit Wirkung vom I. Januar 2001 an die Stelle der Satzung in oer 
Fassung der 39. Satzungsänderung 'Zum gleichen Zeltpunkt treten die hierzu erlasse­
nen Durchführungs- und IJbergangsvorschrlften au ßer Kraft, ^im IJbrig en gilt das zum 
31. Dezember 2000 gc'tende Satzungsrech t als Übergangsrngelung bis zum 31. De­
zember 2001 fort. 

(2) "Anstelle von § 19 finden bis 31. Dezember 2002 § 16 Abs. 1 Satz 1 Buchst, b und § 17 
der Salzung m der am 31. Dezember 2001 maßgebend en Fassung weiterhin Anw en­
dung. "§ 19 Abs. 2 findet nur für nach dem 31. Dezemb er 2002 begründete Beschäfti­
gungsverhältnisse Anwendung. 

(3) Soweit bis 31. Dezember 2002 zusatzversorgungspflichtiges Entgelt entsprechend § 62 
cjer Satzung In der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung gemeldet wird, fiat 
es dabei sein Bewenden 
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Anhang 1  

Beteiligungen 

Die Zuständigkeit der Kasse umfasst die Gebiete von metnreren Landeskirchen und Diakonischen 
Werken sowie weitere kirchlich-diakonische Arbeitgeber. Andere Beteiligte • z B. die Lvangeiische 
Kirche in Deutschland (FKD) oder dio Evangelisch-mothodisfischc Kirche in Deutschtand (EmK) 

Sind bundesweit vertreten. 

Arbeilgeber aus Kirche und Diakoriie inni^rhalb (Jiesos Zuständigkeitsgeoiets haben die Mög­
lichkeit, für ihre nichlbeamteten Milarbeilerinnen und Mitarbeiter bei der KZVK Darrnstadt eine 
Ptiichtversictierung abzuschließen. Darüber tiinaus bietet die Kasse für Beschäftigte dieser 
und ggf. weiterer kirchlich-diakonischer Arbeitgeber eine freiwillige Vesicherung an 

UecklAnhijrg 

Zuständigkeit für die Gliede­
rung der Landeskirchen so­
wie die Diakonischen Werke 
und Einrichtungen 

Zuständigkeil für einzeln e 
Gliederungen der Verfassten 
Kirche sowie für dio Diako­
nischen Werke und Einrich­
tungen 
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Anhang 2 

Aufstellung der Zusatzversorgungseinrichtungen 
des öffentlichen und kirchlichen Dienstes 

nach § 27 der Satzung 

1. Zusatzversorgungskasse der 
Ev-Iuth. Landeskirche Hannovers 
Doktorweg 2-4 
32756 Detmold 

2. Kirchliche Zusatzversorgungskasse 
Rheinland-Westfalen 
Sc'fwanenwa'l 11 
44135 Dortmund 

3. Kircriliche Zusatzversorgungskasse Baden 
Gartenstralie 26 
76133 Karlsruhe 

4 Kirchliche Zusatzversorgungskasse 
des Verbandes der Diözesen Deutschlands 
Am Römerturm 8  
50667 Köln 

5. Zusatzversorgungskasse beim Kommunalen 
Versorgungsverband Thüringen 
Lindenstraße 14 
06556 Artern 

6. Zusatzversorgungskasse der Gemeinden 
und Gemeindeverbande in Darmstadt 
Bartningstraße 55 
64289 Darmstadt 

7. Zusatzversorgungskasse des Kommunalen 
Versorgungsverbandes Sachsen 
Morschnerstraße 37 
01307 Dresden 
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8. ZusaizvcrHorgungskasse beim Kommunalen 
Versorgurigsverband Brandenburg 
Rudolf-Breitscheid-Slraf3e 62 
16775 Gransee 

9. Zusatzvcreorgungskasse des Kommunalen 
Versorgur?gsverbandes Baden-Württemberg 
Daxiander Straße 74 
76185 Karlsruhe 

10. Zusatzversorgungskasse der Gemeinden 
und Gerneindeverbändc des Reg.-Bez'rks Kassel 
Kölnisohe Straße 42/42 a 
34117 Kassel 

11. Rheinisctie Versorgungs- und Zusatzversorgungskassc für 
Gemeinden und Gemeindeverbände 
Mindoner Straße 2 
50679 Köln 

12. Kommunaler Versorgungsverband 
Sachson-Anhalt - Zusatzversorgungskasse -
Carl-Miller-Straße 7 
39112 Magdeburg 

13. Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden 
Denninger StrafJe 37 
81925 München 

14. Kommunale Zusalzversorgungskasse Westfalen-Lippe 
Zurnsandestraße 12 
48145 Munster 

15. Ruhegehalts- und Zusotzversorgungskasse des Saarlandes 
- Abt. Zusatzversorgungskasse -
Frit2-Dot)isch-Straße 12 
66111 Saarbrücken 

16. Kommunale Zusatzversorgungskasse beim Kommunalen 
Versorgungsverband Mecklonburg-Vorpomi nern 
Am Markt 22 
17335 Strasburg (Uckermark) 
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1 /. Kommunales Dienslleistungs7entrum Personal und Versorgung (KDZ) 
Zusatzversorgungskasse für die Gemeinden 

und Gemcindeverbändö in Wiesbaden 
Hohenstaufenstraf3e 1 
65189 Wiesbaden 

18. Zusatzversorgungskasso der Landeshauptstadt Düsseldorf 
40200 Düsseldorf 
[mit Wirkung zum 01.01.2001 von Nr. i 1 übernommen] 

19. Zusatzversorgungskasse der Stadt Duisburg 
Postfach 10 13 51 
47049 Duisburg 
[mit Wirkung zum Ol ,01.2001 von Nr. 11 ut)ernommenJ 

20. Zusatzversorgungskasse der Stadt Emden 
Frickensteinpiatz 2 
26721 Emden 

21. Zusatzversorgungskasse der Stadt Essen 
Kennedypiatz 6 
45127 Essen 
[mit Wirkung zum Ol 01.2003 von Nr. 11 übernommen] 

22. Zusatzvorsorgungskasse der Stadt Frankfurt am Main 
Rottweiler Straße 18 
60327 Frankfurt 

23. Zusatzversorgurigskasse der Stadt Hannover 
Teichstraße 11/13 
30449 Hannover 

24. Zusatzversorgurigskasse der Stadt Köln 
Jakordenstrafie 18-20 
50668 Köln 

25. Emder Zusatzvorsorgungskasse für Sparkassen 
Große Straße 58 
26721 Emden 

26. Zusatzversorgurigskasse der Landesbank Baden-Württemberg 
Frit7-Elsas-Stral3e 31 
70174 Stuttgart 
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27, BahnversSicherungsanstalt Abt. B(BVA) 
Karlstraße 4 -6 
60329 r rankfurt 

28. Versorgurigsanstalt des Bundes und der Länder 
Hans-Thoma-Straße 19 
76133 Karlsruhe 

29 Pensionskassc Deutscher Eisen- und Straßenbahnen 
Voiksgartcnstraf3e 54 a 
50677 Köln 
[lJberleitüngsat)kümmen beendet zum 31. Dezember 1999] 

30. Bayeris(ihe Versorgungskammer 
Versergungsanstall der deutschen Bütjrien 
Arabeilastraße 29 
81925 Münctien 

31. Bayeriscno Versorgungskammer 
Versorgungsanstalt der deutsctien Kuiturorehester 
Arabeilastraße 29 
81925 München 

32. Versorgungsanstalt der Deutschon Bundespost 
Maybachstraßfi 54/56 
70469 StiJitgari 
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Anhang 3 

Verfahrensordnung für das Schiedsgericht 

§1 
Leitung 

(1) Der Vofsit/endo leitet die Gesct-iaftssteile des Schiedsgorichts 

(2) Der Vorsitzende trifft die für die Durchfuhrung des Ktageverfahrens erforderlichen Anord­
nungen, führt den Schriftverkehr rnit den Verfahrensboteiiigten und leitet die Verhandlung 
des Setnodsgerichts. 

(3) Die Kosten der Geschäftsführung trägt die Kasse. 

§2 
Besetzung bei Entscheidungen 

(1) Das Sctiiedsgencht entscheidet in der Besetzung mit einf)rTi Vorsitzenden und zv.'ei Beisit­
zern nactr Maßgabe des § 8 Abs. 2 der Satzung. 

(2) 'Die EntscheicJurigen des Schiedsgerichts werden mit Stimmenmehrheit gefasst. ''Stimm­
enthaltungen sind nicht zulässig. 

§3 
Vorlage durch die Kasse 

D.e Kasse legt eine bei ihr eingegangene Klage unverzüglich dem Vorsitzenden vor, 

§4 
Behandlung der Eingänge und des Vorbringens. Beiladung 

(1) Alle Schriftsätze sind in doppelter Ausfertigung einzureictien. 

(2) 'Nach Eingang eines Schriftsatzes ist eine Ausfertigung unverzüglich der anderen Partei 
zuzuleiten, ''I- lat eine Partei schriftliche Entscheidung tjeantragt. ist der anderen Partei Gele­
genheit zu geben, sich hierzu zu äußern, ^Der Vorsitzende bestimmt eine angemessene 
Frist zur Gcgenäußerung. 



(3) 'Der Vorsitzende kann im Laufe des Verfahrens die Ver fahrensbeteiiigten jederzeit zur Erklä­
rung ihres Vorbringens in einzelnen Punkten und zum Beweisantntt auffordern und ihnen 
fiierlür eine angemessene Frist setzfin. -'Das Schiedsgericht entscheidet nach pflichtgemä­
ßem Ermessen, inwieweit irn Falle unentschuldigter Fristversäumnis nachträgliches Vorbrin­
gen noch bei der Entscheidung zu tierucksichtigen ist. 

(4) Soweit eine Entscheidung rechtliche Interessen Dritter berührt kann diesen vom Vor-sitznnden 
Ode'- nach Eröffnung der Vorhandlung durch Bei;adungsbeschluss des Sctiiedsgorichfs 
Geher gewätirt wert Jen. 

§5 
Aufklärung des Sachverhalts. Beweisaufnahme 

(1) 'Der Vorsitzende kann alle zur Aufklärung des Sachverhalts erforderlichen Anordnungen 
treffen, ohne an Anträge der Parteien gebunden zu sein. -Er kann zur Vorberei tung der 
Entscheidung Beweise erheben. 

(2) Die Parteien und die BGigciadencn sind berechtigt. Beweistermine n beizuwohnen, die 
Beweisaufnahme oeireffende Anträge zu ste'ien und Fragen an z;cug en und Sachve r­
ständige zu richten. 

(3) 'Die Beweistermine sind den Parteien und den Beigeladenen bekannt zu geben. -Die 
Bekanntgabe soll nicht später als eine Woche vor dem Termin zugegangen sein. 

§6 
Prozessvertretung 

'Die Parteien uncJ c Jie Beigeiaderujn können sich in jeder Lage des Verlahrens, auch in 
mündlichen Verhandlungen und Beweisterminen, durch einen mit schriftlicher Vollmacht 
versehenen Bevollmächliylen vertreten lassen. -'I n der Ladung zu den Verhandlungs-
und Bewetsierminen sind sie auf ciiese Ivlöglichkcit hinzuweisen. -Die Voilrriachi ist beim 
Schiedsgericht einzureichen. 

§7 
Terminbestimmung. Ladung. 

Anordnung des persönlichen Erscheinens 

(1) 'Der Vorsit zende bestimmt Ort und Zeit der mündlicnen Verhandlun g. 'Er verfügt die 
Ladung der Parteien, der Beigeladenen sowie der Zeugen und Sachverständigen, deren 
Vernehmung im Termin er für erforderlich fialt. -^Für die Ladung gilt § 81 der Satzung. 

(2) Die Parteien und Beigeladenen sind in der l_riüung darauf hinzuweisen, dass eine Eiitschci-
cJung auch dann ergehen kann, wenn sie irn Termin weder erschienen nocfi vertreten sind 
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(3) üie Ladungsfriöt soll mindestens Avci Wochen betragon. 

(4) Dor Vorsilzencio kann das persc'iinlichc Erscheinon dos Gegners cJor Kasse sowio oincs 
Bovolimachtigtcn der Kasse und eines Beigeladenen anordnen. 

§8 
Mündliche Verhandlung. Beratung und Abstimmung 

(1) Die Sii7Ung des Schiedsgerichts ist öffcntlicii. 

(2) HJber den Verlaut der SiLru ng wird eine Niederschrift geführt. '-Die Niederr/ichrift isl vom 
Vorsilzendon und vom Schriflfuliror zu unterzeichrien. 

(3) Die Beratung unc f die Abst-mmung S(;iili(5ßon sich unmitleltiar an die mündlic^tio Vor ­
handlung an und sind geheim, 

{4j Über die Vorgänge be; df3r Beratung und Abslirnrnung haben die Mitglieder des Schieds­
gerichts Verschwiegentieit zu bewahren. 

§9 
Schriftliches Verfahren 

Ein Scti'edsspruch ohne rriündiiclie Vorhandiung darf erst orgohcn, nachdem die 
Vcrfahrensbeleiliglen :hr E'nvcrständnis hier/u erklart tiabcn. 

§10 
Entscheidung 

(1} über die Klage wird durcti Scthiodsspruch cntsciiierfen. 

(2) -In dem xSchicdsspruch sind die an der Entscticidung beteiligten Mirglicdor dos Schieds-
gerichls und dar Tag der Entscheidung anzugeben. 'Aus dem Schierisspruch muss cr-
sictillicti sein, ob or aufgrund mündlictier Vejrhandlung oder im schrillliciiejn Verfahren 
ergangen isl. 

(3) Sofern eine murid licttio Vorhandlung staltgelunden hat, sind die Fnlschcidungsforrr^el 
nach Schluss der mündlichen VerfiarKiiung zu verkünden und (.lie wosonilichcn Gründe 
für cfie Enlschoidung anzugeben, 

(4) 'Dor Schiedsspruch ist nacfr rier latsachlichen und rochtlichei'i Seite tiin zu brigrundcn. 'Er isl 
von den an der Entscheidung beteilig!en Mitgliodorn des Schiedsgerichlszu unterzeichnen 
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(5) Der Schiedsspruch ist den Verfahrensbeteiiigten binnen sechs Wochen nach der Entschei­
dung zuzustellen. 

§11 
Kostenerstattung. Streitwert 

(1) 'Auf Erstattung angemessener Kosten für die Vertretung oder Wafirnehmung eines Ter­
mins hat der Gegner der Kasse nur dann Anspruch, wenn er vor dem Schledsgerlcfit 
üt)slegt und das Schiedsgericht die Kasse zur Erstattung die ser Koston für verpflicfifet 
erklärt. ̂ Auf Antrag wird der Betrag der zu erstattenden Kosten durch das Schledsgeirlcl it 
festgesetzt. 

(2.) 'Der Vorsitzende kann nach seinem Ermessen dem Gegner der Kasse die Erstattung 
der Reisekosten In sinngemäßer Anwendung des Relsekostenrccfits zusichern, -wenn er 
das persönliche Erscheinen für erforderlich hält. •'•'Lehnt der Vor sitzende eine solche Zu­
sicherung ab, kann der Gegner der Kasse das Schledsgencfi'. anrufen, 

(3) Der Kasse durch das Vejrfahren entstehende Kosten können ihrem Gegner nur Im Falle 
des § 80 Abs. 5 Sai/ 2 der Satzung auferlegt werden. 

(4) Auf Antrag Ist irn Scf-iedsspruch der Streitwert zu ermitteln und festzusetzen. 

§12 
Zustellung 

'Zustellungen sollen, falls die Verfahrensbeteiligten einen Bevollmächtigten bestellt haben, 
an diesen, andernfalls an jene selbst bewirkt werden. ̂ Im Übrigen gilt § 81 der Satzung. 

§13 
Verfahren nach der Zivilprozessordnung 

'Soweit m dieser Vertahrensordnung nicfifs anderes bestimmt ist. finden die Vorschnftcn 
der Zivilprozessordnung, Insbesondere des 10 Buches der Zivilprozessordnung, ent­
sprechende Anwenciung. ^Im Übrigen gestaltet das Schledsgerlcfit das Verfahren nach 
seinem Ermessen. 

§14 
Aufgaben der Geschäftsstelle 

(1) 'Die Geschäftsstelle nimmt die Eingänge In Empfang, vermerkt den Tag des Eingangs und 
die Zahl der Anlagen, trägt sie in das Eingangsbuch ein und legt sie dem Vorsitzenden vor. 
•Bei Eingängen, für die eine Frist zu beachten ist. wird der mit dem Postabsendestempel 
versehene Umschlag beigefügt. 
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(2) Alle Eingänge, die als Streitsachen zu bearbeiten sind, trägt die Geschäftsstelle in das 
Streitsachentjuch nach der zeitlichen Reihenfolge der Eingänge ein. 

(3) Die Art und Weise der Erledigung des Streites ist irn Streitsachenbur^h nach Jahrgartgen 
zu vermerken. 

(4) Die Geschäftsstelle fertigt die von dem Vorsif/oridcn verfügten Ladungen zu den Sitzun 
gen aus und sorgt für die Zustellungen. 

^5) Im Übrigen obliegen der Geschäftsstelle 

1. die Anlegung, Fuhrung und Aufbewahrung der Akten. 
2 die Anfertigung des Schriftverkefirs dos Schiedsgerichts, 
3. die Aufnahme von Anträgen und Erklärungen, die zur Niederscfirift des 

Schiedsgerichts abgegeben werden. 
4. die Anfertigung der Niederschriflen über mündliche Verhandlungen, 
5. die Zustellungen und Niedcrlcgungen, 
6. die Führung der Stre-tsachenstatistiken. 
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Anhang 4 

Altersvorsorgeplan 2001  
der Tarifvertragspartelen des öffentlichen Dienstes 

Berlin. 13 11 2001 

Dieser Tarifvertrag gilt einheitlich für die Taritgebiete Ost und West 

1. Ablösung des Gesamtversorgungssystems 

1.1 Das bisherige Gesarntversorgungssyslem wird mit Ablauf des 31.12.2000 geschlos­
sen und durch das Punktemodell ersetzt Zur juristischen Bewertung vgl. Anlage 1 

1.2 Auf ein Zurückfallen der Renten und Anwartschaften auf den Stand des Jahres 2000  
v^ird verzicJitel 

1.3 Durch den Systemwechsel ertralten die Arbeitnehmer die Möglichkeit, eine zusätzli­
che kapitalgedeckte Altersversorgung durch eigene Beiträge unter Inanspruchnah­
me der steuerlicnen Pörderung aufzubauen (Riester- Rente). Diese Möglichkeit soll 
auch bei den Zusatzversorgungskassen eröflnel werden. 

Dir; Möglicfikeit der Enlgeltumwandiung besteht derzeit einheitlich für alle Aroeitneh-
mer nicht: die Tarifvertragsparteien geben sich eine Verhandiungszusage für eine 
tarifvertraglicfie Regelung zur Entgeilumwandlung. 

1 .'1 Die Urnlagefinanzierung wird auch nach dem xSystemwechsol beibehalten. Sie kann 
schntbveise nach den Möglichkeiten der einzelnen Zusatzversorgungskassen durch 
Kapilaideckung abgelöst werrJen (Kornbinationsmodell). 

2. Punktemodell 

2.1 Die Leistungsbemessung erfolgt nach dem Punktemodell Es werden diejenigen 
[ Cistungen zugesagt, die sich ergeben würden, wenn eine Gr^sarnt-Beifragsieistung  
von 4 V. H. voilstanriig in ein kapitalgenccktes System eingezahlt wurde. 

2.2 Soweit eine Kap.taldeckung vorharirJen ist, worden die tatsächlich erzielten Kapilaler-
träge veranschlagt. 

Soweit keine Kapita'öeckung vorhanden ist. wiid jährIkJi die laufende Verzinsung der 
zefin größten Pensionskassen gernäß jeweils aktuellem Geschäftsberi chts des 
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Bundesauisichtsamtcs für das Versicherungswesen :b7w. Nachtoigeeinricntüng; 
zugrunde gelegt. 
Uberschüsse wercJen wie eine^ Pensionskasse festgestoill Von diesen ÜberscI iCs-
sen werden nacfi Abzug der Verwaitungskosten (sowe't fiktiv 2v. H.) vorrangig die 
sozialen Komponenten und dann Bonuspunkte finanziert 

Soziale KcvTiponentcn sind: 

a) Zurechnungszeiten bei Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrenten {vgl. Toxt-
zifter2 5} 

b) Kindererziehungszeiten 
Berücksichtigung eines Beitrages von 20 Euro pro Monat pro Kind für die Dauer der 
geselzlictien Erziehungszeit (ohne Beschäftigung). 

c) illbergangsregelung für alle Versicherten mit einer Mindestpflichtversictierungszoit 
von 20 Jaliren, cJie monatlich weniger als 3.600 DM brutto verdienen. Ihre enA/orbene 
Anwartsctialten worden unter Berücksichtigung des Beschäftigungsquotienten fest­
gestellt und ggf. auf mind estens 0,8 Versorgungspunkte (Einbeziehung des 
Beschäfligungs()uotienten) für ledes volle Kalenderjahr der Pflichtversicherung an­
gehoben 

2 3 Dieafs Anlage beigefügte Tabelle kommt zur Anwendung. Diese Tabelle basiert auf 
folgenden Parametern: 

Ein Zinssatz entsprechend § 2 der Deckungsrückstellungsverordnung von derzeit 
3,2b V. H. vor Eintr itt des Versorgungsfalls wird zugrundegelegt. Nach Eintritt des 
Versorgungsfalls gilt ein Zinssatz von 5.26 v H. Bei Änderungen dos Vorordnungs-
Zinssatzes gilt dieser bis zum Wirksamwcröen einer entsprechenden tariflichen An­
passung fort. Die versictierungsmathematischcn Berechnungen basieren auf den 
Richttafcin 1998 von Klaus Heubeck. 

2.4 Diu Vorsichcrungsfälle entsprechen denen in der gesetzlichen Rentenversicherung 
(Altersrenten. Eaverbsminderungsrenten, Hinterbliebenenrenten). Bei teilweiser Er­
werbsminderung v/ird die Hälfte des Betrages gezahlt, der bei voller Erwerbsminde­
rung zustünde. 

Absctiläge wertien für jeden Monat der vorzeitigen Inanspruchnatime der Renten 
(wie gesetzliche Rentenversicherung) :n Höhe von 0,3 v. H. erhoben' höczistcns 
jedoct! Insgesamt 10,8v. H. 

2.5 Bei ErwerbsrnirKierurigs- und Hinterbliebenenrenten vor Vollendung des 60. L.o -
bensjahres werden Vorsorgepunkte hinzugerechnet Für ein Referenzentgelt wirf) 
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für jede s Kalcndrjrjahr vor Vollerndurng dos 60. Lebensjahres ,'C ein Vcrsorgungs-
pjnkt hin7Ljgcre(:firiet. 

2.6 Von den Verpflichtungen zur Beilracjs/ahiung n der Textzitfcr 2.1 liieses Tarifvertra­
ges kann bis zu einer Mindesthöhe von zwei v. H. für die Dauer von bis zu drei Jahren 
im Rahmen eines landesbezirklichen Tarifvertrages abgewichen werden, wenn sich 
der Betrieb in (?irier wirtschaftlichen Notlage tiefindet. Die Feststellung der wirtschaft­
lichen Notlage wird durch eine paritätiscfi besetzte Kommission der Tarifvertrags-
parte-en getroffen, 

Die Regelung kann verlängert werden 

2.7 Entgelte aus Allersteilzeit v^/erden in Höhe des vereinbarten Entgelts, mindestens 
jedoch mit 90 v. H, des vor Beginn cJer Altersteilzeit maßgebenden Wertes berück­
sichtigt (wie nach bisherigem Recht). F-älle des Vorruhestandes werden wie nach 
altem Recht behandelt. 

3. Übergangsrecht 

3.1 Die Höhe der laufenden Renten und der Ausgleichsbeträgc wird zum 31.12.2001 
festgestellt. 

3.2 Die laufenden Renten werden als Bosilzstandsrenten weilergezahlt. Die abbaubaren 
Ausgicichsbcträge werden in Höhe des Dynamisierungsgewlnns abgebaut. 

3.3 Die Besitzstandsrenten und die Neurenteri werden beginnend mit dem Jahr 2002 
jeweils zu.m 1.7. eines Jahres r)is 2007 mit 1 v. H. jährlich dynamisiert. 

3.4 Die Anwartscfiaflen der am 31.12.2001 schon und am 1.1.2002 noch pfl-cht-
versicherten Arbeitnehmer werden wie folgt berechnet-

3.4.1 Es gelton die Borochnungsvorgaben des § 18Abs 2 BelrAVG. Der danach festge­
stellte Betrag wird in Versorgungspunkte unter Berücksicfiligung eines Zinssatzes 
von 3,25 V. H. umgerechnet und in das Punktemodell transferiert. Die transferierten 
Versorgungsp'jnkte nehmen an der Dynarnisierung nacfi Ziffer 2.2 teil. 

3.4.2 Rur Arbeitnehmer im Taritgebiet West, die am 1.1,2002 das 55. Lebensjahr vollendet 
haberj (renlerinahe Jahrgänge), gilt folgende Bes-tzstandsrogolung; 
Auf der Grundlage des am 31.12.2000 geltenden Rechts der Zusatzversorgung ist 
Ausgangswert für die Bemessung des in das Punktemo dell zu transferierenden 
Betrages die individuell bestimmte Versorgungsrente im Aller von 63 (bei Behinder­
ten Alter entsprecfiend gesetzlicfier Rentenversicherung) unler Berücksichtigung 
der Mindcstgesarntversorgung und des § 44 a VBL-Satzung bzw. entsprechende 
Versorgungsrogetung: die gesctzücfie Rente ist nach persönlicfien Daten anzurecfi-
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nen: von diesorr. nach dan Bemessungsgrölien per 31.12.2001 einmalig ermiitellen 
Ausgangswert isl die aus dem Punklemodeii noch zu erwerbende Betriebsrenle 
abzuziehen; d.o Differenz ist die Bcsitzstandsrenle; sie wird m Versorgungspunkte 
umgerechnet und in das PLnkfemodeil transferiert. 

3.4.3 fextziffer 3.4.2 giit entsprechend für soiche Arbeitnehmer, oie im Jahre 2001 das 55. 
Lebensjafir vollendet und vor Inkrafttreten des Tarifvertrages Altersteilzeit bz'w. Vor­
runestand vereinbart haben. 

3.5 Die im bisherigen Versorgungssystem erworbenen Anwartschaften von Arbeitneh-
ntern, die am 1 i .2002 nicht mehr pflichtversichert sind und die eine unvorfallbare 
Anwartschaft haben, werden entsprechend der bisherigen Versicherungsrenten-
bcrcchnung festgestellt, transferiert und nicht dynamisiert. 

4. Finanzierung 

4.1 Jede Kasse regelt itiro Finanzierung selbst. 

Zusätzlicher Finanzt)edarf über die tatsächliche Urnlage des Jahres 2001 hinaus 
(Stichtag 1.11..2001) - mindestens jedoch ab Umlagesatz von 4 v. H. - wird durch 
steuerfreie, pauschale Sanierungsgetder gedeckt. 

Im farifgebiet West verbleibt es bei den von den Arbeitnehmern bei Zusatz-
vorsorgungskassen geleisteten Beiträgen 

4.2 Für die VBL-West gilt. 

At) 2002 bolragon die Belastungen der Arbeitgeber 8.45 v. H. Dies teilt sich auf in eine 
steuerpflichtige, mit 180 DIVI/Monat pauschal versteuerte Umlage von 6,45 v. H. und 
steuerfreie pausctiale Saniorungsgelder von 2,0 v. H., die zur Deckung eines Fehlbe­
trages im Zeilpunkt der Schließung dienen sollen, 

At) 2002 l.)eträgt der aus versteuertem Einkommen zu entrichtende Umlagebeitrag 
der Arbeilriehmer 1,41 v. H. 

4.3 Die Verteilung der Sanlerungsgelder auf Arbeitgeberseite bestimmt sich nach dem 
Verhältnis der Entgeltsumme aller Pflichtversicherten zuzüglich der neunfachen Renten-
summc aller Renten zu den entsprectie.nden Werten, die einem ArlDeitgeberverband 
t)zw.. t)oi Verbon dsfrclen, den einzelnen Arbe itgebern zuzurechnen sind: ist ein 
verbandsfreiier Arbeitgeber einer Gebietskörperschaft mittelbar oder haushaltsmäßig 
im Wesei itlichen zuzuordnen, wird dieser bei der Gebietskörperschaft einbezogen. 

A'-L)oitget)ern. ttie seit oem 1. November 2001 durch Ausgliederung entstanden sind, 
sind zur Feststeiluriy der Verteilung der San erungszuschüsse Renten -n dem Ver-
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hältriis zuzurechnen, das dem Verhältnis der Zahl der Pflichtversicherten des Ausge­
gliederten zu der Zahl der Pflichtversicherten des Ausgliedernden zum 01.11.2001 
entspricht. 

4.4 Bei abnehmendem Pinanzierungsbcdar- für die laufenden Ausgaben werden die 
übersteigenden Einnahmen - getrennt und 'naividualisierbar - zum Aufbau einer 
Kapitaldeckung eingesetzt. 

5. Die Tarifvortragsparteien gehen davon aus, dass mit diesem Tarifvortrag das Abwan­
dern von Botrieben oder Betriebstoilen aus den Zusatzversorgungseinrichtungen 
des öffentlichen Dienstes verhindert wird. 

Während der I aufzeit des Tarifvertrages überprüfen die Tarifvertragspartoien. ob es 
zu signifikanten Abwanderungen aus einzelnen Zusatzversorgungseinrichtungen 
gekommen ist. Sic beauftragen einen G utachter, die Gründe für eventuelle Ab­
wanderungen darzustellen Dies gilt auch für den Tarifvertrag über soziolverträgliche 
Begleitmahriahmen im Zusammenhang mit der Umgestaltung der Bundeswehr. 

6 Laufzeitdes farifvertragesbiszumOl.12.2007. 
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Anlage 1 zum Altersvorsorgeplan 2001 

Juristische Zulässigkeit des rückwirkenden Systemwechsels 
zum 31.12.2000 

Die Tar'fvortragspartcien gehen davon nuf5, dass der ruckwirkejndc Wechsel vom 
Gesamtvcrsorgüngssyslem in ein Punktemodci! zum 1 1.2001 veriVissungsrechtiich zuiäs-
sig »sl. Dies gilt auch für den Transfer der am 31.12.2000 bestehenden Anwartschaften. 

Für das Jahr 2001 ist aus vcnwaitungstechnischen Gründen eine Einführungsphasc für 
das neue System vorgesetien, in der sich Anwartschaften techniscfi weiterhin naofi den 
Bereofmungsmethoden des alten Systems fortentvi/ickein. Diese für die Betroffenen güns­
tige IJbergarigsregeiung liegt in der Normsotzungsbefugnis der Tarifvertragsparteion. 

Seit dem Ergebnis der Tarifrunde 2000 Konnte niemand auf den Fortbestand des bislie-
rigen Versorgungssystems vertrauen und deshalb davon ausgehen, dass dieses unvfir-
ändort bestehen bleiben würde. 

Sollte ein Bundesgericht abscfiiießund feststellen, dass Arbeitnehmern oder Versorgungs­
empfängern mit Vordienstzeiten (Beschäftigungen außerhalb des öffentlichen Dienstes) im 
neuen System im Hinblick auf den BescfTuss des Bundesverfassungsgerichts vom 
22.03.2000 (IBvR 1136/96) höhere als die überführten Ansprüche zustehen, werden 
den Berechtigten diese Ansprüche auch dann rückwirkend erfüllt, wenn sie sie nicht vor 
der neuen Entscheidung geltend gemacht fiabcn. 
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Anlage 2 zum Altersvorsorgeplan 2001 

Rentenformel im Punktemodel! 

ohne Zwischenschaltung eines Regelbeilrages und bei Überschussantoiien in Form von 
beitragsloscn Versorgungspunkten 

Die Rentenhotie ist abhängig von der gesamten Erwerbsbiografie im öffentiictien Dienst, in 
jedem Beschäftigungsjahr t werden Versorgungspunkte VP, erworben. Die Höhe der 
Versorgungspunkte ergibt sicti aus der Formel: 

VP, = E, / RE X Tab^ 

Ggf. wird VF, aus Üborscfujssen erhöht. 

Darin bedeuten 
VP| Versorgungspunkte für das Jatir t 
C, Entgelt des Versicherten im Jahr f 
RE Referenzentgelt 
Tab. Tabellcnwcrt für das Atter x des Versretlerlen im Jahr t 
Im Versorgungsfüll ergibt sich die Rente naeti der Forme l 

Rente = [Summe aller VP,] x Messbetrag 

Der Messbetrag t^eträgl 0.4 % des Referenzentgeltes 

X Tab X Tab X Tab X Tab 
17 3.1 29 2,1 41 1.5 53 1,0 
18 3,0 30 2,0 42 1.4 54 1,0 
19 2,9 31 2,0 43 1,4 55 1,0 
20 2,8 32 1,9 44 1.3 56 1,0 
21 2,7 33 1.9 45 1.3 57 0,9 
22 2,6 34 1,8 46 1.3 58 0,9 
23 2,5 35 1./ 47 1.2 59 0,9 
24 2,4 36 1,7 48 1.2 60 0,9 
25 2,4 37 1,6 49 1.2 61 0,9 
26 2.3 38 1,6 50 1.1 62 

C
O

 o
 

27 2,2 39 1,6 b1 1.1 63 o
 

C
O

 

28 2,2 40 1,5 52 1,1 64 u. älter 0,8 



Stichwortverzeichnis 

AiDfindungen §41 
Abrechnungsverbände §§ 55 ff 
Abschlagsfaktor § 33 Abs. 4, § 38 Abs. 2 
Abachlus.s von ÜberleilungsabKommen § 2/ 
Abtretung una Verpfändung von Ansprüclien auf 

Kasscnloistungen § 50 
Abtretung von Ersatzansprüchen an die Kasse § 49 
Ab\wicklung der Kasse §10 Abs 3 
Aitersfaktor § 34 Abs 2, 3 
Altersfaktorentabelle § 3 a Abs. 1. § 6 Abs. 4, § 34 Abs. 3 
Altersleilzcit § 34 Abs. 2. § 62 Abs. 4. § 73 Abs. 3 
Altersvorsorgezulagc § 34 Abs. 1, 4. § 41 Abs. 1, § 53 At)s 2 
Anlageausschüsse § 4 a Abs. 5 
Anpassung der Betriebsrenten § 37 
Arrtrag auf Leistungen § 45 
Arbeitsunfall § 32 Abs. 2 
Aufgaben des Aufsichtsrats § 4 a. § 8 Abs. 1, 3 
Aufgaben des Verwaitungsrats § 3 a, § 10 Abs. 1 
Auflösung der Kasse § 3 a Abs. 1, § 10 
Autlösung des Beteiligton §14 Abs 1 
Aufrechterhalten der Ptlichtvers;chcrung bei 

Arbeitgeberwechscl § 18 Abs. 3 
Aufsichtsrat § 3 a Abs 1. § 3 b Abs. 4, § 4, § 4 a, 

§7 Abs. 2 
Aufwendungen für die Pflichtversicherung § 61 
Ausbildungsverhältnisse § 22 
Ausgleichsbetrag § 15 
Ausgleichsbcträge nach alter Satzung § 69 Abs. 1. 2, 3 
Auskunftspflicht des Beteiligten § 13 Abs. 2 
Ausnahmen von der Versicherungspflicht § 19 
Ausnahmen von der Versicherungspflicht für 

höherversicherte Mitarbeiter § 7/ 
Ausschluss der Mitversicherung vor. 

Hinterbliebenenrenten § 23 Abs. 3. 8 36 Abs. 4 
Ausschluss des Erwerbsrninderungsrisikos § 23 Abs. 3 
Ausschlussfrist § 51 Abs. 2-4, § 52, § 72 Abs. 3 , 

§ 75 Abs. 2 
Ausschüsse des Aufsichtsrais § 4 a Abs. 5 
Auszahlung der Betriebsrenten § 47 
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Beanylandung von Beschlüssen §5 Abs. 2 und 3 
Beanslandungen gegen Startgutschriften § 72 Abs. 3 
Beendigung der Beteiligung §14 
Beginn der freiwilligen Versicherung §23 Abs. 2 
Beginn der Pflichtversicherung §17 
Beiträge zur freiwilligen Versicherung 8 67 
Beitragsbemessungsgrenzc §62 Abs. 3 
Beitragserstatlung § 25 , § 42 
Beitragslreie freiwillige Versicherung §24 
Beitragsfreie Pflichtversictierung §21 
Berufung und Abberufung der 

Vorstands'r'itgNeder § 4 a Abs. 2 
Beschäfiigte, die in der gesetzhcfien 

Rentenversicherung nicht versichert sind §43 
Bescfiwerde § 79 
Beteiligte § 4 Abs. 1, § 8 Abs. 2; Anfiang 1 
Beteiligung §§11 ff.. §78 
Beteiligungsvereinbarungcri mit Einzelpcrsünen § 78 
Betriebsrente für Hinterbliebene §36 
Betriebsrenten §§ 30 ff. 
Bevollmächtigte des Vorstands § 6 Abs. 2 
Bilanz § 7 Abs. 1 
Bonuspunkte § 34 Abs. 1, § 51 Abs. 4. § 58 Abs.; 

3, §66 Abs. 2, 3. §68 Abs. 2 

Deckung von Fefübeträgen §3a Abs. 1, § 6 Abs. 4. §59 
Deckungsrückslellungen § 7 Abs. 1 
Diakonie § 3 Abs. 2 
Diakonissen § 16 Abs. 3 

Eheversorgungsausgleich § 41 Abs. 5, § 44 
Eigenbeteiligung der/des P'lichtvcrsichertcn § 61 
Einzelüberleitungen §28 
Elternzeit § 35 Abs. 1 
Ende der freiwilligen Versicherung §26 
Endo der Versicherungspfiicht §20 
Entgeltumwandiung § 13Abs. 2, §62Abs. SSatzB 
Entlastung des Vorstands § 3 a Abs. 1. § 4 a Abs. 2 
Entschädigung § 8 a Abs. 3 
Entscheidung der Kasse §46. § 79 Abs. 1 
Entstehen der Pflichtversicherung §1/ 
Entv^icklungsfieiler § 62 Abs. 3 
Erlöschen der Betriebsrenie § 40. § 43 Satz 7 
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Fälligkeil von Beifrägen ii65 
Finanzierung und Rechnungswesen §§ 53 (f. 
Fortsetzung der freiwilligen Versicherung §23 Abs. 5 
Fortsetzung von Beteiligungen §12 
Freiwillige Versicherung § 1 Abs . 1. § 13 Abs.: 

§§ 23 ff., §51 Abs. 2. 

Genetirriigung von Satzurujsänderungen § 2 Abs. 2 
Geschäftsbericht § 6 Abs. 4 
Gesctiäftsjahr §60 Abs. 1 
Gesctiältsordnung für den Auisichtsrat § 4 a Abs 1 
Geschäftsordnung für den Vorstand § 4 a Abs. 2 
Gewährleistung § 11 Abs. 2, § 12 a 
Gewährleistungslräger § 2 Abs. 2, § 4 Abs 1. 

§11 Abs. 2. §12a 
Grupponüberleitung §29 

Härteausgleich §46 3 
Haushaltsplan § 4 a Abs. 2. § 6 Abs. 
Hinzuverdienst §39 Abs 2 
Höhe der Anwartschalten für am 01.01 .P002 

beitragsfrei Versicherte §74 
Höhe der Anwartschalten für am 31.12.2001 

schon und am 01.01 2002 noch Pflictil-
versicherte §73 

Höhe der Betriebsrente §33 

In-Kraft-Treten §82 

Jahresabschluss der Kasse § 60 Abs. 4 
Jahresmeldung § 13 Abs. 4, Abs 5 
Jahresrechnung § 3 a Abs. 1. § 4 a Ab: 

§ 60 Abs. 3 - 5 

Kassenvermögen §53 
KassenwGChsel des Arbeitgebers §29 
Klage §80 
Kündigung der Beteiligung § 14 Abs. 1-4 
Kündigung der freiwilligen Versictierung §25 
Kürzung der Belriebsrente für Hinterbliebene § 36 Abs. 3 

Lagebericht §60 Abs. 4 

Messbelrag § 3 a Abs. !, § 6 Abs. 

1.4, § 8 Abs. 
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Minderung der ßctriobsrente wegen vorFoitiger 
Inanspruchnahme §33 Abs. 4 

Mitarbeite' (Definit ion) § 18 Abs. 1 
Mitarbeder/innen der Kasse §6Abs. 0 §8b 

Neuberechnung der Betriebsrente §38 
t^ichtzahlung der Belriebsrente §39 
Niederschriften über Autsichtsratssitzungcn § 4 b Abs. 4 
Niederschriften über Verwaltungsratssitzungen §3bAbs. ö 

Organe der Kasse § 2 a Abs. 1 
Organmitgiieder eines Beteiligten §18 Abs. 1 

Pflichtbeiträge §§ 61,62, 65 
Pflichtbeitragssatz § 3 a Abs. 1. § 6 Abs. 4, 
Pflichten der Versicherten und Renten­

berechtigten §48 
Pflichtversicherung §§ 16 ff. 
Prüfer in besonderen Fällen §3aAbs 1 
Prüfungen der Kasse § 6 Abs. 4 

Rechnungszins § 56 Abs. 2 
Rechtsstellung der Mitglieder der Organe und 

des Schiedsgerichts §8a 
Rüforenzentgelt §3aAfjs. 1,§6Abs. 4. 
Regolbeitrag §3aAt)s. 1, §6 Abs. 4 
Rentenbeginn § 31 Abs. 4 
Rentennahe Jahrgänge § 73 Abs. 2 
Richtlinien zur Durchführung von Satzungs­

vorschriften § 4 a Abs. 2 
Richtlinien zur Vermögensanlage § 4 a Abs. 2 
Rückstellung für Lcistungsvorbesscrurig §58 
Ruckzahlung von Beiträgen und Umlagen §42 
Ruhen der Bethebsrente § 39, § 43 Satz 6 

Sanierungsgeld § 3 a Abs. 1. § 6 Abs. 4 . 
§ 53 Abs. 2, § 61, § 63 

Satzungsänderungen § 2 Abs. 2, § 3 a Abs. 1 
Schiedsgericht § 8, § 8ü: Anhang 3 
Sitz der Kasse § 1 Abs. 2 
Sitzungen des Verwaltungsrats §3b 
Sonderregelung für Versicher te im Beitrittsgcbiet §74a 
Soziale Komponente wegen Elternzeil §35 Abs. 1 
Soziale Komponenten § 34 Abs. 1, § 35 
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Spezialfonds § 4 a Abs. 5 
Startgutschrifl §§ 72, 73 
Sterbegeld § 7f) 

Tarifverträge über die Versorgung der 
Arbeitnehmer im offentliohen Dienst § 2 Atis. 3 

Ubergangsregeiung für Beschäftigte oberhalb 
der Vergütungsgruppe I BAT § 7 G 

Üborgangsregelung zur organisatorischen 
Verfassung der Kasse §10a 

Übergongsregeiungen für am 31.12.2001 
Versicherungsrentenberechtigte § 70 

Übcrgangsregeiungen für am 31.12.2001 
Versorgungsrenlenberechtigte § 69 

Übergangsregelungen für Versiche rte mit 
Rentenbeginn am 01.01.2002 § 71 

Übergangsvorschrifter) für Anwartschaften 
der Versicherten § 72 ff . 

Überleitung § 27 ft . 
Überschussverteilung §§ 66, 68 
Überschussverwendung § 3 a Abs. 1, § 6 Abs. 4, § 7 Abs. 3 
Üocrzahlungen § 47 Abs. 4 

Verantwortlicher Aktuar § 3 a Abs. 1. § 7, § 55 Abs 1 
Verdienstausfall § 8a Abs. 3 
Verlahrensordnung für aas Schiedsgericht § 8 Abs. 3. § 80 A bs 1; Anhang 3 
Vf?rjafirung § 5? a 
Verlustrücklage § 57 (1. 
Vermögensanlage § 54 
Veröffentlictiung von Satzungsänderungen § 2 Abs. 2 
Versicherungsabschnitt § 13 Abs. 4 
Versicherungsaufsicht § 2 Abs. 2. § 2 a Abs. 2, § 3 a Abs. 2. 

§ 4 a Abs. 3. § 9 
Versicherungsfall § 31 
Versichcrungsmathematischer Banwert § 27 Abs. 3, § 56 Abs I 
Versicherungsnachwels § 13 Abs. 2, § 51 
Vorsicherungspflicht §§ 18 f f. 
Vorsictierungstechnische Bilanz § 7 Abs. 3 
Versicfierungstochnische Rückstellungen § 56 
Versictrerungstcchnischer Geschäftsplan § 7 Abs. 1, § 56 Abs. 2 
Versorgungsoho § 36 Abs. 2 
Versorgungskonto § 34 Abs. 1, § 69 Abs. 3, § 72 Abs. t 
Versorgungspunkte § 33 Abs. 1, § 34, § 72 Al)s. 1 
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Vertretung der Kasso § 4 a Abs. 4, § 6 Abs. 2 
Verwaltungskosten § 60 Abu. 2 
Verwaltungsrat § 2 Abs. 2, § 3, § 4 Abs. 2, § 7 At)s. 2 
Verzinsung von Beiträgen §65 
Vorsitzender des Verwaitungsrats §4bAbs 3, § 8a Abs. 3 
Vorstand §3b, §4bAbs. 3, §6, §7Abs. 2 

Wahlausschuss § 4 Abs. 3 
Wartezeit § 18 Abs. 1, §32, § 51 Abs 1, 

§ 66 Abs. 3 
Wettbewerb § 1 Abs 1 
Wirtschaftsprüfer § 3 a Abs. 1, § 4 a Abs. 2 

Zurecfinungszeit § 35 Abs. 2 
Zusalzlicfie Startgutschrift § 73 Abs. 3 a 
Zusatzversorgungseinrichtungen §§ 27 f.; Anhang 2 
Zusalzversorgungspflichtiges Entgelt §34 Abs. 1, 2; §6 2 
Zustellungen §81 
Zustimmung zu Satzungsändcrungon § 2 Abs. 2 
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